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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 8. 


(Nr. 10583). Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Königsberg. Vom 
28. März 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


9 
Mit dem 1. April 1905 werden auf Grund der in den Anlagen I bis 
XVIII abgedruckten Verträge die hierunter bezeichneten Teile des Landkreiſes N. 
Königsberg von dieſem abgetrennt und mit der Stadtgemeinde und dem Stadt⸗ 5 
kreiſe Königsberg vereinigt, nämlich: 

1. die Landgemeinden Tragheimsdorf und Ponarth, die Gutsbezirke 
Karolinenhof, Mühlenhof und Roſenau, ſowie das Gut Neue Bleiche, 
in ihrem ganzen Umfange, 

2. von den Landgemeinden Lawsken, Mittelhufen, Vorderhufen, Kalthof 
und Schönfließ, ſowie von den Gutsbezirken Groß-Rathshof, Amalienau, 
Maraunenhof, Liep und Speichersdorf die in den Verträgen bezeichneten 
Teile, ferner 

3. vom Gutsbezirke Löbenicht-Ziegelhof der im Weſten der Chauſſee 
Königsberg-Cranz und im Süden des bei Station 3,86 + 25 von 
Oſten her auf dieſe Chauſſee treffenden Feldgrabens belegene Teil, 
einſchließlich der Chauſſee, 

4. vom Gutsbezirke Friedrichswalde die Parzellen 4 und 144 Blatt 1 
Gemarkung Friedrichsberger Wieſen, 

5. vom Gutsbezirke Groß-Holſtein die Parzellen 507 50 und 50 Blatt 1 
Gemarkung Friedrichsberger Wieſen, ſowie endlich 

6. vom Gutsbezirk Adelig Spandienen die Chauſſeeparzelle 45a Blatt ! 
Gemarkung Spandienen von Station 4,8 + 95 bis Station 4,9 + 85. 

Oeſet⸗Samml. 1905. (Nr. 10583.) 11 
Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1905. 


82. . 

In dem eingemeindeten Teile von Löbenicht⸗Ziegelhof ($ 1 Ziffer 3) treten 
die in der Stadtgemeinde Königsberg für die Gemeindeſteuern geltenden Vor⸗ 
ſchriften mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren von 
der Eingemeindung ab beim Übergange des Eigentums an Grundſtücken eine 
Grunderwerbsſteuer zu entrichten iſt, die eins vom Hundert des Wertes des ver- 
äußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig in Königsberg allgemein zur 
Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord des Lloydſchiffs „Hamburg“, Liſſabon, den 28. März 1905. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann-Hollweg. 


Anlage 1. 


Auseinanderſetzungsvertrag. 


Zwichen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Landkreiſe Königsberg, vertreten durch feinen Kreisausſchuß, wird folgender 
Auseinanderſetzungsvertrag (§ 3 der Kreisordnung) abgeſchloſſen: 


§ 1. 

Der Landkreis Königsberg erklärt ſich damit einverſtanden, daß die nach⸗ 
benannten Vororte: 

a) Tragheimsdorf, 

b) Karolinenhof, 

0 Nen dieſe zu a bis f in ihrem ganzen Umfange, 

e) Ponarth, 

) Neue Bleiche, 


g) von Lawsken derjenige Teil, welcher im Weſten durch den am Raths⸗ 
höfer Freiwaſſer weſtlich entlang führenden Deichweg, im Norden von 
der Pillauer Eiſenbahn, im Oſten von Groß⸗Rathshof und im Süden 
von dem Pregel begrenzt wird, einſchließlich des Eiſenbahndamms, 

h) von Groß⸗Rathshof die zwiſchen dem Pregel und der Pillauer Eiſen⸗ 
bahn liegenden Teile einſchließlich des Eiſenbahndamms, 

i) von Amalienau der zwiſchen dem Pregel und dem Landgraben liegende 
Teil einſchließlich des Landgrabens, 

k) von Mittelhufen der ſüdliche Teil, welcher im Norden durch folgende 

- Linien begrenzt wird: Fuchsberger Chauſſee von Station 4, + 25 bis 

Station 4,0 + 92, durch die nördliche und nordöſtliche Grenze des 

ſtädtiſchen Waſſerwerkes, im übrigen durch die Samlandbahn, jedoch 

unter Ausſchluß des ſüdweſtlich derſelben gelegenen Teiles von Kohlhof 
und des Eiſenbahndamms, dagegen einſchließlich einer zirka 5 Hektar 
großen, für die Erweiterung des ſtädtiſchen Waſſerwerkes in Ausſicht 
genommenen Parzelle, falls dieſe bis zum 1. April 1904 von der Stadt 

Königsberg erworben wird, 

von Vorderhufen der ſüdliche Teil bis zur Samlandbahn, unter Aus⸗ 

ſchluß des Bahndamms, aber einſchließlich des ſüdlich desſelben liegenden 

Teiles von Ernſthof, 

von Maraunenhof der ſüdliche Teil, welcher im Norden begrenzt wird 

von der Labiauer Bahn, von Station 7,8 + 31 bis Station 9,0 + 14 

und von einer geraden Linie, welche von Station 9,0 + 14 der Bahn 

nach Station 4, + 86 der Chauſſee gezogen wird, einſchließlich des 

Bahndamms, ſowie derjenige Teil, welchen die Stadt von der Terrain⸗ 

geſellſchaft Maraunenhof durch den Vertrag vom 15. März 1903 er⸗ 

worben hat, 

Löbenicht⸗Ziegelhof mit Ausſchluß des nordöſtlichen Teiles, der im 

Weſten von der Königsberg⸗Cranzer Chauſſee und im Süden von 

dem bei Station 3, + 25 auf die Chauſſee treffenden Feldgraben be- 

grenzt wird, jedoch einſchließlich der Chauſſee, 

o) Kalthof mit Ausſchluß der Güter Borkenhof, Neuhof und Devau, 

p) von Liep: 

1. die vor dem Sackheimer Tor liegende Exklave, 

2. die zu beiden Seiten der Chauſſee nach Arnau, weſtlich des von 
Station 3,3 + 00 der Chauſſee nordwärts führenden Weges 
liegenden Teile einſchließlich dieſes Weges, 

3. die Chauffee ſelbſt bis Station 3, + 23, 

4. die ſüdlich der Chauſſee in die ſtädtiſche Feldmark einſpringende 
Fläche 

q) von Schönfließ der auf dem rechten Ufer des alten Pregels belegene 
Teil und der ſüdlich des alten Pregels zu beiden Seiten der Chauſſee 
nach Pr. Eylau gelegene Teil nördlich der Eiſenbahnſtrecke der König⸗ 

1 


— 
— 


m 


— 


n 


— 


lichen Oſtbahn und weſtlich der die Chauſſee nach Neuendorf bei 
Station 3,8 + 89 ſchneidenden Beſitzgrenze mit Ausſchluß des Eifen- 
bahndamms, 

r) von Speichersdorf ein zwiſchen Ponarth und Roſenau belegener Teil, 

der ſüdlich von einer die Aweyder Chauſſee bei Station 4,ı + 48 
ſchneidenden, die Feldmarkgrenze von Ponarth Far 100 Meter ſüdlich 
des Weges Speichersdorf- Ponarth treffenden Linie begrenzt wird, 
ſämtliche unter g bis r aufgeführten Teile innerhalb der Grenz⸗ 
linie, welche auf dem dieſem Vertrage beiliegenden Lageplane nebſt 
zugehörigen Spezialplänen in blauer Farbe eingezeichnet iſt, nebſt 
dem innerhalb der vorſtehenden beſchriebenen Grenzen belegenen 
Feſtungsgelände und denjenigen Strecken des Pregelfluſſes, welche 
an die unter a bis r aufgeführten, zur Eingemeindung beſtimmten 
Ländereien angrenzen, und zwar in der ganzen Breite des Fluſſes, 
von dem Landkreis abgetrennt und in die Stadtgemeinde Königsberg eingemeindet 
werden. Er entläßt dieſelben aus dem Kreisverbande des Landkreiſes Königsberg 
zu dem Termine, welcher für Eintritt dieſer Eingemeindung von den Staats⸗ 
behörden beſtimmt werden wird. 
$ 2. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verzichtet ihrerſeits auf alle Anfprüche, 
welche den gemäß § 1 mit ihr zu vereinigenden Gemeindeweſen beziehungsweiſe 
Teilen von ſolchen an dem Vermögen des Landkreiſes Königsberg bis zum Tage 
ihres Ausſcheidens zugeſtanden haben. 

$ 3. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt von der Eingemeindung ab die 
dem Kreiſe geſetzlich obliegenden Armenlaſten, ſoweit ſie ihm durch die bisherige 
Zugehörigkeit der einzugemeindenden Gutsbezirke, Gemeinden beziehungsweiſe 
Teile von ſolchen ($ 1 a bis r) zum Landkreiſe verurſacht worden find. Wenn 
hierüber in einzelnen Fällen keine Vereinbarung ſtattfindet, entſcheidet das Schieds— 
gericht ($ 12). 34 


Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt mit Eintritt der Eingemeindung 
das Eigentum und die Unterhaltung der im Stadtbezirke Königsberg liegenden 
Strecke der Samitter Chauſſee und derjenigen Kreis-Chauſſeeſtrecken, welche in 
den einzugemeindenden Gebieten liegen, ſowie des unbeweglichen Zubehörs zu 
dieſen Strecken und der zu denſelben gehörigen Betriebsutenſilien. Der Land— 
kreis Königsberg verpflichtet ſich, die Auflaſſung dieſer Strecken baldmöglichſt an 
die Stadt Königsberg zu bewirken, oder, ſoweit die Strecken nicht im grundbuch— 
mäßig Eee Eigentume des Kreiſes ſtehen, die zur Erlangung dieſes Eigen- 
tums für die Stadt erforderlichen Schritte zu tun. Die Koſten der Auflaſſung 
und der etwa zu dieſer erforderlichen Vorarbeiten trägt die Stadtgemeinde 
Königsberg. 
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$ 5. 

Die Stadtgemeinde Königsberg zahlt am Tage der Eingemeindung an 
den Landkreis 60 Prozent des geſamten Beſtandes an Kreisſchulden, wie dieſer 
ſich zum Zeitpunkte der Eingemeindung berechnet. 

Vom 1. Januar 1903 ab etwa neu aufzunehmende Kreisſchulden werden 
hierbei nicht berückſichtigt. 

Die Beiträge der Intereſſenten zur Verzinſung und Tilgung der Bau— 
ſchulden kommen vom Zeitpunkte der Eingemeindung ab für die aus dem Land⸗ 
kreis ausgeſchiedenen Intereſſenten in Fortfall; die Stadtgemeinde hält den Land- 
kreis für dieſen Einnahmeausfall nicht noch beſonders ſchadlos. 

Dagegen zahlt die Stadtgemeinde dem Landkreiſe 40 Prozent der tatſäch⸗ 
lichen Aufwendungen, welche dieſem jährlich aus der von ihm übernommenen 
Garantie eines jährlichen 3 ½ prozentigen Zinsertrags für 333 000 Mark Aktien 
der Königsberger Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft entſtehen. Die auf dieſe Aktien 
entfallende Dividende ſowie der von der Firma Lenz & Co. in Höhe des auf 
83 000 Mark Aktien entfallenden Garantiebetrags gewährleiſtete Zuſchuß werden 
bei Berechnung der tatſächlichen Aufwendungen abgeſetzt. Die Zahlung erfolgt 
innerhalb ſechs Wochen nach Vorlegung der bezüglichen Abrechnung durch den 
Kreisausſchuß. 8 

6. 


Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt von Eintritt der Eingemeindung 
ab, unbeſchadet der Beſtimmungen des § 8, die Unterhaltung folgender außerhalb 
des zukünftigen erweiterten Stadtbezirkes ($ 1 a bis r) belegener Kreis⸗Chauſſee⸗ 
ſtrecken auf eigene Rechnung: 

1. Königsberg-Uderwangen von Station 3,8 + 30 bis Station 10,8 (öbis 

zur Abzweigung nach Steinbed), 
2. Königsberg-Moditten von Station 5, bis 10,4 + 60 (ganze Strecke), 
3. Königsberg-Neuhauſen von Station 3,7 + 50 bis 11,7 + 86 (ganze 
Strecke bis zum Beginne der Provinzialchauſſee), 

4. Königsberg-Kobbelbude von Station 3,8 + 96 bis 6,7 + 56 bis zur 
Ringchauſſee), 

5. Königsberg—Samitten von Station 3, + 25 bis 92 + 72 ganze 
Strecke), 

6. Schönbuſch-Lichtenhagen von Station 5, + 10 bis 15,9 mit Ab⸗ 
zweigung nach Bergau von Station 11/8 bis 12,7. 

Eine Vereinbarung wegen Beibehaltung der Strecke zu 6, foweit fie füd- 
lich der Ringchauſſee liegt, ſeitens des Landkreiſes gegen eine entſprechende bare 
Abfindung bleibt vorbehalten. 

Die Stadtgemeinde Königsberg iſt dem Kreiſe gegenüber zur Unterhaltung 
dieſer Chauſſeeſtrecken nur nach Maßgabe der jeweilig für die Unterhaltung von 
ländlichen Kreischauſſeen geltenden Vorſchriften und nur in demſelben Umfange 


verpflichtet, als der Landkreis hierzu als Unterhaltungspflichtiger herangezogen 
werden könnte. 

Sollten auf Anordnung der Landespolizeibehörde höhere als die vorſtehenden 
von der Stadt übernommenen Leiſtungen für die Unterhaltung der Chauſſee⸗ 
ſtrecken zu 1 bis 6 notwendig werden, ſo hat die Stadt die dem Kreiſe dafür 
etwa entſtehenden Koſten zu übernehmen, ſofern ihr rechtzeitig vorher Kenntnis 
gegeben iſt und die zuläſſigen Rechtsmittel auf Verlangen der Stadt erſchöpft ſind. 

Die Stadtgemeinde tritt betreffs der Zuwendungen aus ſtaatlichen oder 
Provinzialmitteln zur Unterhaltung von Chauſſeen in Stelle des Landkreiſes, 
ſofern dieſe Überweifungen dem Landkreis als Eigentümer der aufgeführten 
Chauſſeeſtrecken zufallen ſollten. 

Die Stadtgemeinde bezieht alle auf dieſe Strecken entfallenden, dem Kreiſe 
zuſtehenden Nutzungen und darf andererſeits Chauſſeegeld oder ähnliche Verkehrs⸗ 
abgaben nicht einführen. 

Die Unterhaltungspflicht der Stadt fällt fort, falls und ſoweit die oben 
genannten Strecken als Chauſſee aufgegeben oder in Straßen anderer Art um⸗ 
gewandelt werden ſollten. Ein Erſatz der Chauſſierung durch anderweite Be- 
feſtigungsmittel berührt die Unterhaltungspflicht der Stadt nicht. 

Die bei Übergabe der Chauſſeeſtrecken an die Stadt beſtehenden Überwege 
und Waſſerzuführungen dürfen beim Widerſpruche der Intereſſenten nur nach vor- 
gängiger Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes des Landkreiſes Königsberg beſeitigt 
werden. Wirtſchaftlich notwendige neue Überwege an dieſen Strecken ſind den 
Anliegern ſeitens der Stadt zu den bisher üblich geweſenen Bedingungen des 
Kreiſes zu gewähren. 

Über Streitigkeiten entſcheidet das Schiedsgericht. 


8 

Sowohl der Landkreis wie die Stadtgemeinde ſind befugt, Anlagen jeder 
Art in, auf, über und unter dem Chauſſeekörper der im § 6 bezeichneten Strecken, 
insbeſondere Verkehrsanlagen herzuſtellen und dauernd zu halten und zu betreiben, 
ſoweit dadurch die Chauſſee nicht ihrem urſprünglichen Zwecke vollſtändig entzogen 
oder der Verkehr in erheblicher Weiſe behindert wird; ſie dürfen dieſe Befugniſſe 
auch auf andere übertragen. 

Dabei müſſen neue Anlagen ſtets ſo hergeſtellt und betrieben werden, daß 
die bereits beſtehenden nicht beſchädigt oder geſtört werden. 

Macht der Kreis von dieſem Rechte Gebrauch, ſo hat er die Hälfte des 
ihm daraus entſtehenden, auf die benutzte Chauſſeeſtrecke anteilig entfallenden 
Gewinns an die Stadtgemeinde abzuführen und die Koſten für die Unterhaltung 
der von der neuen Anlage in Anſpruch genommenen Chauſſeefläche zu über⸗ 
nehmen. In keinem Falle dürfen der Stadtgemeinde Koſten irgend welcher Art, 
insbeſondere nicht höhere Unterhaltungskoſten dadurch entſtehen, daß der Kreis 
von vorſtehend aufgeführten Rechten Gebrauch macht. 

Über Streitigkeiten entſcheidet das Schiedsgericht. 
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§ 8. 

Der Landkreis Königsberg iſt verpflichtet, die von der Stadtgemeinde 
Königsberg zu übernehmenden Chauſſeen ($ 6) bis zur Übergabe an die Stadt 
Königsberg wie bisher und ſo zu unterhalten, daß ſie dem jeweiligen Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe genügen. Insbeſondere iſt derſelbe verpflichtet, die in den Anſchlägen 
für 1902/03 und 1903/04 vorgeſehenen Arbeiten ordnungsmäßig auszuführen 
für den Fall, daß die Übergabe am 1. April 1904 oder ſpäter erfolgt. 

In den Koſtenanſchlag für 1903/4 ſind insbeſondere folgende Breit» und 
Profilſchüttungen aufzunehmen: 


Breit⸗ 
ſchüttung 
Stationen 


Profil- 
ſchüttung 


Ofde 
Nr. 


Station 


Bezeichnung der Stra 
9 4 von — bis 


Stationen 


1 | Königsberg Modittem nnn 

2 . Po EEE RE 

3 ORTE eat a um main ze 

4 Neuhauſen unter Herſtellung einer 
WT 

5 . „„ LA te 

7 

8 

9 


Schönbufh-Lihtenhagen . ...:.......2..... 


jufammen .... 


wobei zu den Breitſchüttungen 25 Kubikmeter Steine und zu den Profilſchüttungen 
12 bis 15 Kubikmeter Steine pro Station zu verwenden ſind. Dem Kreiſe ſteht 
eine Verſchiebung der vorgeſehenen Schüttungen innerhalb des der Stadt zu über⸗ 
gebenden Chauſſeenetzes frei. 

Etwa für das auf die Eingemeindung folgende Etatsjahr beſchaffte und 
an den Chauſſeen lagernde Material iſt dem Kreiſe gegen Erſtattung des Selbit- 
koſtenpreiſes ſeitens der Stadt zu vergüten. 

Die Stadt Königsberg hat die auf den zu übernehmenden Chauſſeeſtrecken 
angeſtellten, in Vorderhufen, Ernſthof, Kalthof, Neuendorf und Ponarth ſtatio⸗ 
nierten 5 Chauſſeeaufſeher zu übernehmen und tritt bezüglich der Anftellungs-, 
Beſoldungs⸗ und Penſionsverhältniſſe dieſer Beamten an die Stelle des Landkreiſes. 

Über Streitigkeiten entſcheidet das Schiedsgericht. 


§ 9. 
Der Landkreis Königsberg hat mit dem Provinzialverbande von Oſtpreußen 
den Vertrag vom 24.28. Mat 1898 und mit der Königsberger Straßenbahn⸗ 
(früher Pferdebahn) Geſellſchaft den Vertrag vom 24. Mai und 10. Juni 1898 


wegen der Übernahme der Unterhaltung und Benutzung der in dieſen Verträgen 
aufgeführten Chauſſee- und Wegeſtrecken abgeſchloſſen. 

Die Stadtgemeinde Königsberg tritt in dieſe Verträge ein, übernimmt vom 
Tage der Eingemeindung ab die vertragsmäßigen Verpflichtungen und überträgt 
der Landkreis an ſie von demſelben Termin ab die daraus herzuleitenden Rechte 
ohne Gewährleiſtung zur eigenen Ausübung mit der Maßgabe, daß: 


1. die Stadtgemeinde — vorhehaltlich der Zuſtimmung der zuſtändigen 


Behörden — hinſichtlich der Wege und Chauſſeen als allein unter- 
haltungspflichtig auch in öffentlich-rechtlichem Sinne zu gelten hat; 


die nach § 18 des Vertrags mit der Straßenbahngeſellſchaft vom 


24. Mai und 10. Juni 1898 ſeitens der Straßenbahngeſellſchaft dem 
Landkreiſe beſtellte Kaution bei Eintritt der Eingemeindung an die 
Stadtgemeinde herauszugeben iſt, während die letztere verpflichtet iſt, 
Zug um Zug die Rücklieferung der nach § 4 des Vertrags mit dem 
Provinzialverbande vom 24.28. Mai 1898 beſtellten Kaution an den 
Landkreis zu bewirken; 


der dem Landkreiſe nach $ 20 des Vertrags vom 24. Mai und 


10. Juni 1898 zuſtehende Anteil an dem Reingewinne der Straßen⸗ 
bahngeſellſchaft mit alljährlich mindeſtens 6000 Mark von Eintritt der 
Eingemeindung ab der Stadtgemeinde Königsberg zufällt. 


Bezüglich des vom Landkreiſe Königsberg mit der Königsberger Straßen- 
bahngeſellſchaft geſchloſſenen Vertrags vom 24. Mai und 10. Juni 1898 erklärt 
ſich die Stadtgemeinde Königsberg damit einverſtanden, daß der Landkreis 


a) auf das ihm im § 2 dieſes Vertrags eingeräumte Recht, vier Mit⸗ 


glieder in den Aufſichtsrat zu entſenden, verzichtet; 


b) auf das ihm im § 11 dieſes Vertrags eingeräumte Recht, die Anlegung 
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einer zweiten Zentrale im Landkreiſe zu verlangen, unter der Bedingung 
verzichtet, daß die Straßenbahngeſellſchaft die Verpflichtung anerkennt, 
der Stadtgemeinde dauernd ſo viel Strom zu liefern, als letztere zur 
Durchführung der ihr im § 5 unter 5 des Vertrags eingeräumten 
Befugnis bedarf; 

der Königsberger Straßenbahngeſellſchaft eine angemeſſene Ermäßigung 
der von ihr gemäß § 18 des genannten Vertrags hinterlegten Kaution 
für den Fall einräumt, daß die Geſellſchaft durch günſtige Betriebs⸗ 
ergebniſſe während mindeſtens dreier unmittelbar aufeinanderfolgender 
Betriebsjahre ihre zweifelloſe Leiſtungsfähigkeit nachweift; 

auf das Recht des Kreiſes beziehungsweiſe des Kreisausſchuſſes über 
Verpflichtungen der Geſellſchaft endgültig zu entſcheiden verzichtet, ſofern 
die Entſcheidung über alle Streitigkeiten aus dem Vertrag einem in 
ſinngemäßer Anwendung des § 12 dieſes Auseinanderſetzungsvertrags 
beſtellten Schiedsgericht übertragen wird. 


Sollte der Eintritt der Stadtgemeinde Königsberg an die Stelle des Land— 
kreiſes Königsberg in die Verträge mit der Provinz und der Straßenbahngeſell— 
ſchaft mit Erfolg angefochten werden, ſo hat der Kreis dem Magiſtrat unwider⸗ 
ruflich Vollmacht zur Ausübung der Rechte des Kreiſes zu erteilen, wogegen die 
Stadtgemeinde alle vertragsmäßigen Verpflichtungen des Kreiſes übernimmt. 


$ 10. 

Gegen die im vorftehenden von der Stadtgemeinde Königsberg übernom- 
menen Verpflichtungen verzichtet der Landkreis Königsberg auf alle und jede An- 
ſprüche, die ihm gegen erſtere aus der Entlaſſung der Vororte ($ 1) erwachſen 
könnten. 

Weiter hat er die entlaſſenen Gemeinden und Teile ſolcher ($ 1 a bis r) 
mit dem Tage ihres Ausſcheidens aus dem Landkreiſe von der Haftung für ſeine 
ſämtlichen Schulden und ſonſtigen Verbindlichkeiten zu befreien, auch die durch 
deren Eingemeindung erweiterte Stadtgemeinde Königsberg zu vertreten und ſchad⸗ 
los zu halten, wenn dieſelbe wegen ſeiner Schulden und Verbindlichkeiten in 
Anſpruch genommen werden ſollte. 

Dagegen übernimmt die Stadt Königsberg die Befriedigung der Beamten 
der Amtsbezirke Ponarth, Mittelhufen, Kalthof hinſichtlich der aus ihren An⸗ 
ſtellungsverträgen gegen dieſe Amtsbezirke ihnen zuſtehenden Rechte. 


§ 11. 
Nach Eintritt der Eingemeindung zahlt die Stadtgemeinde Königsberg an 


den Landkreis Königsberg jährlich am 1. Oktober den Betrag von 21500 Mark. 
Sowohl die Stadt wie der Landkreis kann nach vorausgegangener einjähriger 
Kündigung zu jedem 1. April die Ablöſung dieſer Jahresleiſtung durch einmalige 
Zahlung von 500 000 Mark verlangen, die Stadt indes nicht früher, als zehn 
Jahre nach Eintritt der Eingemeindung. 


8:12. 

Wenn Vereinbarungen, die im gegenwärtigen Vertrage behufs Feſtſetzung 
von Leiſtungen eines oder beider Vertragſchließenden vorgeſehen ſind, nicht zuſtande 
kommen, ſowie in den im Vertrage beſonders bezeichneten Fällen erfolgt die Feſt⸗ 
ſetzung der Leiſtungen durch Entſcheidung zweier Schiedsrichter, von denen jeder 
der vertragſchließenden Teile einen ernennt. 

Können die Schiedsrichter ſich nicht einigen, ſo entſcheidet der Ausſpruch 
eines Obmanns, den auf Antrag der Regierungspräſident in Königsberg zu 
ernennen hat. 

Die Entſcheidung der Schiedsrichter beziehungsweiſe des Obmanns iſt für 
beide vertragſchließende Teile endgültig entſcheidend. Im übrigen finden auf die 

ernennung der Schiedsrichter und auf das Verfahren vor dem Schiedsgerichte 
die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Schiedsgerichte Anwendung. 
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§ 13. 
Beide Vertragſchließende verpflichten ſich, nach Möglichkeit dahin zu wirken, 
daß die Umgemeindung der im § 1a bis r bezeichneten Gebietsteile bald zuſtande 
kommt. Als Zeitpunkt der Umgemeindung iſt ein 1. April zu wählen. 


$ 14. 
Dieſer Vertrag verliert ſeine Gültigkeit, wenn die Eingemeindung der im 
$ 1 aufgeführten Vororte und Vorortsteile nicht ſpäteſtens am 1. April 1905 
bewirkt iſt. 
§ 15. 5 
Den Stempel zu dieſem doppelt auszufertigenden Vertrage trägt die Stadt⸗ 
gemeinde. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
12. Juni 1903 Nr. 157. 


Königsberg, den 17. Juni 1903. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


Siegel.) Körte. Kunckel. 


Genehmigt durch Beſchluß des Kreistags vom 11. Juli 1903. 


Der Landrat - 
und die zur Vollziehung des Protokolls gewählten Mitglieder. 
Siegel) v. Batodi. Sackſen. H. Tomaſchke. Gerber. 


Der Kreisausſchuß des Landkreiſes Königsberg. 
(Siegel) v. Batocki. A. Magnus. Hafke. 


Seifen der Stadtgemeinde Königsberg i. Pr., vertreten durch den Magiſtrat, 
und dem Landkreiſe Königsberg, vertreten durch den Kreisausſchuß, wird in Er- 
folgende und Abänderung des Auseinanderſetzungsvertrags vom 17. Juni 1903 
olgender 


Nachtrags vertrag 
abgeſchloſſen: 
Sl. 
i Der Landkreis Königsberg erklärt ſich damit einverſtanden, daß unter Ab— 
änderung der im § 1 zu g und h des oben bezeichneten Vertrags noch die aus 
den beigehefteten Plänen erſichtkichen Flächen von dem Landkreis abgetrennt und 
mit der Stadtgemeinde vereinigt werden, nämlich: 

1. derjenige Teil von Groß⸗Rathshof, der zwiſchen der Nordgrenze des 
Juditter Kirchenwegs und der Nordgrenze des Dammes der Oſt— 
preußiſchen Südbahn liegt, ſowie 

2. die in dem Auszug aus der Grundſteuermutterrolle und der zugehörigen 
Handzeichnung des Königlichen Kataſteramts II zu Königsberg vom 
3. Auguſt 1903 mit den Nummern 72, 73, 74, 17a, 18, 18a, 20, 
21, 22, 23, 25, 26, 38, 28a, 66, 67, 75, 76 und 77 bezeichneten, 
zur Gemarkung Lawsken gehörigen Parzellen (dazu gehören auch die 
innerhalb der Gemeinde Lawsken belegenen Teile des fogenannten 
Piskeriegrabens [Rathshoefer Freiwaſſer! und des Juditter Kirchenwegs 
in der Länge der vorſtehend mit Nr. 72 bezeichneten Parzelle); 

3. der weſtliche Lawsker Deichdamm in ſeiner ganzen Länge einſchließlich 
ſeiner zu Friedrichswalde und Groß-Holſtein gehörigen Teile — Kataſter⸗ 
parzellen: a Teilſtück des Bahnkörpers der Oſtpreußiſchen Südbahn, 
1685 108 106 44 25 50 50 50 Vergleiche den anliegenden 
Situations⸗ und Nivellementsplan des Lawsker Deichwegs vom 
25. Mai 1904. 

Nach dem dem Vertrage zu Grunde liegenden Plane ſoll auch die Strecke 
der Königsberg⸗Brandenburger Provinzialchauſſee von Station 4,s + 95 Meter 
bis 4, + 85 Meter der Stadtgemeinde einverleibt werden zur Klarſtellung wird 
bemerkt, daß dieſe Strecke im Gutsbezirk Adelig Spandienen liegt. 


8 2. 
Dagegen verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, an den Landkreis bei Eintritt 
der Eingemeindung eine einmalige Entſchädigung von 80 000 Mark achtzig⸗ 
tauſend Mark) bar zu zahlen. 
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$ 3. 
Im übrigen finden die Beſtimmungen des Vertrags vom 17. Juni 1903 
ſinngemäße Anwendung. 
Die Zuſtimmung zu dem vorſtehenden Nachtragsvertrage wird auf Grund 
der vom Kreistag unterm 19. Dezember 1903 gegebenen Ermächtigung erteilt. 


Königsberg, den 10. September 1904. 


Der Kreisausſchuß des Landkreiſes Königsberg. 
(Siegel) v. Batocki. Gr. Dönhoff. A. Magnus. Avenarius. 
Hafke. Wangritz. 
Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
20. September 1904 Nr. 729. 
Königsberg, den 17. Oktober 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Siegel.) Kunckel. Schaff. 


Anlage III. 
Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung der Landgemeinde Tragheimsdorf mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Jvwiſchen der Stadt Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und der 
Gemeinde Tragheimsdorf, vertreten durch ihren Gemeindevorſtand, wird unter 
Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg und der Gemeinde— 
vertretung zu Tragheimsdorf nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


5 1 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 
Die Stadt Königsberg und die Gemeinde Tragheimsdorf treten zu einer 
einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde zufammen; 
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ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab rückſichtlich aller bürger⸗ 


lichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen 
Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


82. 


Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Tragheimsdorf. Geſtaltung der 
Polizeiverwaltung. 


Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Tragheimsdorf die Verwaltung der 
Bemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaat⸗ 
lichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
zur Zeit den Gemeindebehörden zu Tragheimsdorf durch Geſetz oder durch ber 
ſondere Rechtstitel zuſtehen oder obliegen. 


83. 


Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 


Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Tragheimsdorf Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem 
Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg hat die 
zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeindebeſchlüſſe 
in Tragheimsdorf erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag der Ein⸗ 

ihrung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren 
die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Tragheimsdorf ihre Geltung. 


§ 4. 
Beſondere Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 


Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverfammlung zu Königsberg 
wird gleichzeitig in folgender Weiſe vermehrt. Sofort bei der Vereinigung beider 
Gemeinden tritt ein von der Gemeindevertretung zu Tragheimsdorf gewähltes 
Gemeindeglied, welches die Wählbarkeit zum Gemeindeverordneten in Gemäßheit 
der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 beſitzen muß, bis zum Ende des 

alenderjahrs, in welchem die nächſten regelmäßigen Ergänzungswahlen für die 
Königsberger Stadtverordnetenverſammlung gemäß § 21 der Städteordnung ſtatt⸗ 
finden, in die Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg ein. Von da ab 
bildet für weitere ſechs Jahre Tragheimsdorf im Umfange des jetzigen Gemeinde— 
bezirkes gemeinſam mit den eingemeindeten Teilen von Mittelhufen, Vorderhufen, 
Lawsken, Rathshof, Amalienau, Maraunenhof und dem zur Stadt Königsberg 
gehörigen Tragheimer Ausbau einen beſonderen Wahlbezirk, welcher für ſich ſechs 
Stadtverordnete zu wählen hat, die in dieſem Bezirke wohnen ſollen. 


8 64 — — 
8 5. 


Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Tragheimsdorfer Gemeinde ſtehenden Beamten. 
Auflöſung des Hufenſchulverbandes. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Tragheimsdorf 
ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe 
ihrer Fähigkeit angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu übernehmen 
bereit find, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und etwaigen 
Penſionsanſprüchen, welche fie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den Dienſt 
der Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für die Beamten 
der ze Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt herbeigeführt 
werden. 

Desgleichen ſoll die Auflöſung des Hufenſchulverbandes erſtrebt und, ſobald 
ſie erfolgt iſt, die Umwandlung der Volksſchule zu Mittelhufen in eine ſtädtiſche 
Volksſchule, ſowie eine angemeſſene Einordnung der Lehrerſtellen an der Mittel: 
hufer Schule in die Geſamtheit der Königsberger Schulſtellen bewirkt werden. 


8 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 


Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und der Gemeinde Tragheimsdorf wird bei der kommunalen Vereinigung 
zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt 
mithin in alle Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Tragheimsdorf als 
Rechtsnachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch die aus dem Beſtehen 
des Hufenſchulverbandes der Gemeinde Tragheimsdorf obliegenden Rechte und 
Pflichten, fowie den bei dem Ausſcheiden aus dem Landkreis etwa zu über⸗ 
nehmenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


§ 7. 
Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden tritt für den jetzigen 
Gemeindebezirk Tragheimsdorf die in der Stadtgemeinde Königsberg beſtehende 
Kommunalbeſteuerung mit der Maßgabe in Kraft, daß die Steuerpflichtigen des 
bisherigen Gemeindebezirkes Tragheimsdorf 35 Jahre hindurch zu dem Steuer⸗ 
1 der erweiterten Stadtgemeinde Königsberg jährlich vorweg beizutragen 
aben: 

bei dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb 
des jetzigen Bezirkes der Gemeinde Tragheimsdorf liegen, einen Zu⸗ 
ſchlag von 1 Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks zu der 
in der Stadt Königsberg jeweilig zur Erhebung kommenden Grun . 
erwerbsſteuer. 
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Es werden ferner von demſelben Zeitpunkt an in Tragheimsdorf die gleichen 
ſonſtigen kommunalen Abgaben und Gebühren erhoben. 5 
Dagegen treten die jetzt in Tragheimsdorf geltenden Beſtimmungen über 
die Kommunalbeſteuerung und das Abgabeweſen außer Kraft. Ebenſo werden 
die Haushaltungen in Tragheimsdorf zur Leiſtung von Schulunterhaltungs⸗ 
beiträgen für die Hufenſchule vom Tage der Vereinigung nicht mehr herangezogen. 


§8. 
Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im 
Gemeindebezirke von Tragheimsdorf ſoll erſt vorgegangen werden, wenn die Be- 
bauungsverhältniſſe dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 ſo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in Tragheimsdorf Ausnahmen von der Anwendung des 
Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, 
vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum Betriebe 
der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die land⸗ 
hausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. ; 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts: 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

$ 9. 
Übernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im Gemeindebezirke Tragheimsdorf zur Zeit der Eingemeindung be- 
ſtehenden Gemeindeſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrsbedürfniſſen 
entſprechende Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf die Gemeindeſtraßen in Tragheimsdorf über⸗ 
nimmt die Stadt Königsberg in Tragheimsdorf die Straßenreinigung in dem 
Umfange, wie ſolche bisher der Gemeinde Tragheimsdorf oblag. Die damit 
5 Abfuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg 
eſorgt. 

$ 10. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Tragheimsdorf. 


Die in Tragheimsdorf zur Zeit der Vereinigung geltenden ortspolizeilichen 
Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung und die 
Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird 


und die landwirtſchaftlichen Intereſſen feiner Bewohner dadurch nicht geſchädigt 
werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


SIT, 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Tragheimsdorf auf Er- 
ſuchen des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der 
vom Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. a 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Tragheimsdorf, vom Tage der 
Vertragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen 
und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden 
vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 


$ 12. 
Termin der Vereinigung. 


Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im $ 11 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 

813. 
| Durch diefen Vertrag wird der Eingemeindungsvertrag vom 3. Nba 1900 
aufgehoben. 


Vollzogen auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 25. Februar 1904. 
Tragheimsdorf, den 4. März 1904. 


Der Gemeindevorſteher. Die Schöffen. 
(Siegel.) Müller. Huck. Schön. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 
Königsberg, den 3. Mai 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


(Siegel.) Körte. Kunckel. 


Anlage IV. 


Dertrag, 


betreffend 


die Vereinigung des Gutsbezirkes Mühlenhof mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Dwiſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Gutsbezirke Mühlenhof, vertreten durch den Gutsvorſtand, wird unter Zu— 
ſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg nachſtehender Vertrag 
abgeſchloſſen: 

51. 


Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und der Gutsbezirk Mühlenhof treten zu einer ein— 
zigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg zu- 
ſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab, ſoweit durch 
dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller bürgerlichen 
Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen 
Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


§. 2. 

Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Mühlenhof. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Mühlenhof die Verwaltung der Ge— 
meindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche zur 
Zeit dem Gutsbezirke Mühlenhof in ſeiner Eigenſchaft als Gutsbezirk durch Geſetz 
oder durch beſondere Rechtstitel öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


§ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten im Gutsbezirke Mühlenhof Wirkſamkeit, ſofern nicht 
in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königs— 
berg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Ge— 
meindebeſchlüſſe im Gutsbezirke Mühlenhof erforderlichen: Maßnahmen zu treffen, 
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auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung 
derſelben an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe im Guts⸗ 
bezirke Mühlenhof ihre Geltung. 

§4. 


Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 


Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung wird der Gutsbezirk 
Mühlenhof dem Wahlbezirke Ponarth für die auf den Termin der Eingemeindung 
folgenden drei nächſten Ergänzungswahlen zugeſchlagen. 


85. 


Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes Mühlenhof ſtehenden Beamten. 


Gemeindebeamte oder Bedienſtete ſind aus dem Gutsbezirke Mühlenhof 
nicht auf die Stadtgemeinde zu übernehmen; in den Schulverhältniſſen tritt eine 
Anderung nicht ein, da die ſchulpflichtigen Kinder ſchon bisher die ſtädtiſchen 
Schulen beſucht haben. Schullaſten irgend welcher Art ſind daher gleichfalls 
nicht zu übernehmen. 

$ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Mühlenhof wird bei der kommunalen Vereinigung zu 
einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt mit- 
hin in alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Mühlenhof als Rechts⸗ 
nachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus 
dem Landkreis auf den Gutsbezirk Mühlenhof fallenden Anteil an den Kreis⸗ 
ſchulden. 

8 Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


87. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gutsbezirk Mühlenhof die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Ab⸗ 
gaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem 

bergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes 
des Gutes Mühlenhof liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die 1 Prozent 
des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt als die jeweilig in Königs⸗ 
berg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt im Gutsbezirke Mühlenhof geltenden Beſtimmungen 
über die Kommunalbeſteuerung und das Abgabenweſen außer Kraft. 

Ebenſo werden für den Beſuch der ſtädtiſchen Volksſchulen ſeitens der 
ſchulpflichtigen Kinder aus dem Gutsbezirke Mühlenhof Schulgelder nicht mehr 
erhoben. 


$8. 


Übernahme von Straßen. 


Die Stadtgemeinde übernimmt die beiden neuangelegten Wege Nr. 5 und 8 
des Bebauungsplans von Mühlenhof, ſofern dieſelben bis zum 1. April 1905 
hinſichtlich der Befeſtigung der Bürgerſteige und Anlegung der Rinnſteine gemäß 
der Kreispolizeiverordnung vom 14. Juli 1900 fertig hergeſtellt find, als öffent⸗ 
liche anbaufähige Straßen mit der Maßgabe, daß die Anlieger verpflichtet ſind, 
der Stadtgemeinde die Koſten für die Herſtellung der Kanaliſation, Gas- und 
Waſſerleitung in dieſen Straßen gemäß dem Königsberger Ortsſtatute vom 
18. Juni 1895 zu erſtatten. 

Die Stadtgemeinde übernimmt ferner den von der Friedländer Chauſſee 
nach der Lünette 5 führenden privaten Gutsweg für den öffentlichen Verkehr und 
unbeſchadet der durch das Rayongeſetz vorgeſchriebenen Baubeſchränkungen unter 
den Bedingungen zu d als anbaufähige Straße und verpflichtet ſich 

a) den von der Chauſſee in nördlicher Richtung verlaufenden Teil dieſes 
Weges bis zur Einfahrt des der Firma Geilus u. Anders gehörigen 
Lagerplatzes (die Straße IV des Bebauungsplans), alſo in einer Länge 
von etwa 260 Metern innerhalb acht Monaten nach der Eingemeindung 
in einer Breite von 8 Metern zu pflaſtern und die Fußgängerbanketts 
in mindeſtens je 1 Meter Breite zu befeſtigen, mit der Maßgabe, daß 
die Anlieger verpflichtet find, die Koften dafür gemäß den zu d ent- 
haltenen Beſtimmungen der Stadtgemeinde zu erſtatten, 
den in ſüdöſtlicher Richtung verlaufenden Teil dieſes Weges (die Straße J 
des Planes) als Landſtraße dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis ent- 
ſprechend herzurichten, auch 
e) den Weg in ſeiner ganzen Ausdehnung zu unterhalten und 


d) ihn innerhalb eines Jahres, nachdem die Rayonbeſchränkungen für die 
Südfront der Feſtung aufgehoben worden ſind, auf den Antrag der 
Anlieger gemäß dem Ortsſtatute für Königsberg vom 18. Juni 1895 
und der Polizeiverordnung vom 13. Auguſt 1884 herzuſtellen, wenn 
die Anlieger ſich verpflichten, die dafür entſtehenden Koſten anteilig 
nach Verhältnis der Länge der Straßenfronten nicht nur bei der Be⸗ 
bauung, ſondern bereits beim Übergange der einzelnen Grundſtücke in 
den Beſitz oder das Eigentum anderer Perſonen „ſpäteſtens jedoch 
innerhalb fünf Jahren nach Ausführung der Arbeiten zu erſtatten, und 
wenn ſie dieſe Verpflichtungen durch Eintragung auf die anliegenden 
Grundſtücke gehörig ſicherſtellen. Dabei ſoll die Stadtgemeinde zur 
Einziehung dieſer Koſten bereits vor völliger Fertigſtellung der Straße 
und ſchon nach Herſtellung der einzelnen Arbeiten der Pflaſterung, 
Beleuchtungseinrichtung, Entwäſſerung und Waſſerzuführung befugt 
ſein und erfolgt die Einziehung im Wege des Verwaltungsverfahrens. 
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Die Stadtgemeinde übernimmt die vorftehend aufgeführten Verpflichtungen 
jedoch nur unter der Bedingung, daß ihr die Straßenflächen, und zwar der 
Gutsweg in einer Breite von mindeſtens 15 Meter pfand- und laſtenfrei auf- 
gelaſſen werden. 

Die Stadtgemeinde wird endlich die Bebauung der an der Bartenſteiner 
und Aweyder Chauſſee gelegenen Grundſtücke, ſofern polizeiliche Rückſichten nicht 
entgegenſtehen, geſtatten, wenn die Koſten ſichergeſtellt werden, welche ſie nach 
dem Ortsſtatute vom 18. Juni 1895 von dem Eigentümer des zu bebauenden 
Grundſtücks bei der Übernahme und Herſtellung der Chauſſee als anbaufähiger 
Straße verlangen darf. s 

9. 


Einführung der Kanaliſation und Waſſerleitung. 


Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Guts⸗ 
bezirke Mühlenhof ſoll — vorbehaltlich der Beſtimmungen im § 8 — vorgegangen 
werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund— 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 ſo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in Mühlenhof Ausnahmen von der Anwendung des 
Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, 
vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum Betriebe 
der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die land⸗ 
hausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts— 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur jo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

§ 10. 
Übernahme der Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, in den im § 8 aufgeführten 
Straßen für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Beleuchtung Sorge zu 
tragen. 

. Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Mühlenhof übernimmt die 
Stadt Königsberg in Mühlenhof die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher dem Gutsvorſtande Mühlenhof oblag. Die damit verbundene Ab— 
fuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


§ 11. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf den Gutsbezirk Mühlenhof. 


Die im Gutsbezirke Mühlenhof zur Zeit der Vereinigung geltenden orts— 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung 


und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur infoweit betrieben 
werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforder— 
lich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch nicht 
geſchädigt werden. 

Insbeſondere wird der Magiſtrat nicht verlangen, daß der § 1 der Polizei 
verordnung, betreffend die Abhaltung von Viehmärkten uſw., vom 20. Juli 1895 
vor Ablauf von fünf Jahren nach der Aufhebung der Raponbeſchränkungen für 
die Südfront für den Gutsbezirk Mühlenhof in Kraft trete. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei- 
verordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 

§ 12. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 
Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein- 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand von Mühlenhof auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand von Mühlenhof, vom Tage 
der Vertragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die recht⸗ 
lichen und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vor— 
ſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 

813. 
Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt— 
und Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 

Mühlenhof, den 7. Juni 1904. 

Der Gutsvorſtand. 
(Siegel.) Büchler. 

Genehmigt durch Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 28. Juni 
1904 Nr. 596. 

Königsberg, den 5. Juli 1904. 

Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Siegel.) Kunckel. Schaff. 


Anlage V. 


Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung des Gutsbezirkes Roſenau mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Jupiſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Gutsbezirke Roſenau im Landkreiſe Königsberg, vertreten durch den Guts⸗ 
vorſteher Hermann Schulte-Henthaus, wind unter Zuſtimmung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu Königsberg nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


§1. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und der Gutsbezirk Roſenau treten zu einer einzigen, 
unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen, 
ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab, ſoweit durch dieſen 
Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſtellt iſt, rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte 
und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen Kommunal⸗ 
anſtalten einander gleichgeſtellt. 

§ 2. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Roſenau. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Roſenau die Verwaltung der Ge: 
meindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche zur 
Zeit dem Gutsbezirke Roſenau infolge ſeiner Eigenſchaft als Gutsbezirk durch 
Geſetz oder durch beſondere Rechtstitel des öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


8 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg gelten⸗ 
den Gemeindebeſchlüſſe erhalten im Gutsbezirke Roſenau Wirkſamkeit, ſofern nicht 
in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königs⸗ 
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berg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und 
Gemeindebeſchlüſſe im Gutsbezirke Roſenau erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung 
derſelben an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe im Guts⸗ 
bezirke Roſenau ihre Geltung. 
84. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung bildet der Gutsbezirk 
Roſenau mit Ponarth und den ſonſtigen Ortſchaften und Gutsbezirken beziehungs⸗ 
weiſe Teilen von ſolchen, welche ſüdlich des Pregels mit der Stadtgemeinde 
Königsberg vereinigt werden ſollten, ſo lange einen beſonderen Wahlbezirk, als 
die Gemeinde Ponarth einen ſolchen in Gemäßheit des von ihr mit der Stadt- 
gemeinde Königsberg abgeſchloſſenen Eingemeindungsvertrags bildet. 


§ 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes Roſenau ſtehenden Beamten. 
Auflöſung des Schulverbandes Aweyden. 

Im Gutsbezirke Roſenau ſind Gemeindebeamte oder Bedienſtete nicht vor⸗ 
handen und demgemäß auch nicht auf die Stadtgemeinde zu übernehmen oder zu 
entfchädigen. 

Wegen der Errichtung einer neuen Schule im jetzigen Gemeindebezirke 
Roſenau iſt ein beſonderes Abkommen getroffen, das neben dieſem Vertrag in 
Geltung bleibt. 

Die Stadtgemeinde Königsberg hat die Abtrennung des Gutsbezirkes Roſenau 
von dem Schulverband Aweyden zu betreiben und die aus deſſen Zugehörigkeit 
zu dieſem Verbande hervorgehenden Koſten zu tragen. 


§ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Roſenau wird bei der kommunalen Vereinigung zu 
einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde (§ 1) tritt mit⸗ 
hin in ale Rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Roſenau als Rechts- 
nachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus 
dem Landkreis auf den Gutsbezirk Roſenau fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


— 


§ 7. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 


Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gutsbezirk Roſenau die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Ab— 
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gaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem 
Ibergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes 
des Gutsbezirkes Roſenau liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die ein 
Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig 
in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 


§8. 


Ubernahme der Straßen. 


Die Stadtgemeinde übernimmt die neu angelegten Straßen und Straßen⸗ 
teile im Bezirke des Gutes Roſenau (Nr. I, III, VIII, IX und X des Be 
bauungsplans), ſoweit dieſelben bereits gepflaſtert ſind, unter der Bedingung, daß 
vorher die Bürgerſteige durchweg in der durch die Kreispolizeiverordnung vom 
14. Juli 1900 vorgeſchriebenen Art befeſtigt, die Pflaſterungen der Fahrdämme 
ausgebeſſert werden und die Rinnſteine das vorgeſchriebene Gefälle erhalten oder, 
wo dieſes Gefälle nicht zu erreichen iſt, durch unterirdiſche Leitungen für eine 
ſichere Abführung des Regenwaſſers Sorge getragen wird. 

Die Stadtgemeinde übernimmt ferner diejenigen im III. Rayon nördlich 
von der Eiſenbahn liegenden, in dem Bebauungsplane von Roſenau vorgeſehenen 
Straßen, welche bereits in Angriff genommen und bis zum 1. April 1907 nach 
den Beſtimmungen der oben angeführten Wolizeiverordnung von dem Guts⸗ 
vorſtande fertig hergeſtellt ſein werden. 

Die unter die vorſtehenden Beſtimmungen fallenden Straßen werden, 
nachdem ſie der Stadtgemeinde koſtenlos, pfand- und laſtenfrei aufgelaſſen ſind, 
als anbaufähig im Sinne des Geſetzes vom 2. Juli 1875 mit der Maßgabe 
anerkannt, daß die Anlieger verpflichtet ſind, der Stadtgemeinde, ſobald dieſe die 
Straßen mit Waſſerleitung, Kanaliſations- und Beleuchtungseinrichtungen verſieht, 
die dafür entſtandenen Koſten gemäß dem Königsberger Ortsſtatute vom 18. Juni 
1895 zu erſtatten. 

Der Gutsvorſtand von Roſenau iſt dagegen verpflichtet, dafür zu ſorgen, 
daß dieſe Verpflichtung der Anlieger, ſoweit dies nicht bereits anderweitig bewirkt 
iſt, gehörig ſichergeſtellt wird. Dagegen verbleibt ihm der Anſpruch an die An⸗ 
lieger auf Erſtattung der Koſten für diejenigen Arbeiten zur Herſtellung der 
Straßen, welche er ſelbſt aufgewendet hat, ſoweit dieſer Anſpruch durch die in 
Roſenau geltenden Beſtimmungen oder durch die abgeſchloſſenen Verträge be— 
gründet iſt. 

8 9. 
Einführung der Kanaliſation. Gas- und Waſſerleitung. 

Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, die im $S aufgeführten, von ihr zu 
übernehmenden Straßen innerhalb des auf die Aufhebung der Ravonbeſchränkungen 
für die Südfront folgenden Rechnungsjahrs mit Gas- und Waſſerleitung und 
ſpäteſtens im dritten auf denſelben Zeitpunkt folgenden Jahre mit betriebsfähigen 
Kanälen zu verſehen. 


Inm übrigen ſoll mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waffer- 
leitung im Gutsbezirke Roſenau vorgegangen werden, wenn die Bebauungsver⸗ 
hältniſſe dies erforderlich machen werden. 
Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 ſo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 8 
Desgleichen ſollen im Gutsbezirke Roſenau Ausnahmen von der Anwendung 
des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grund- 
ſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum 
Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für 
die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 
Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 


$ 10. 
Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, in den für den öffentlichen 
Verkehr beftimmten, im Gutsbezirke Roſenau zur Zeit der Eingemeindung be⸗ 
ſtehenden Gemeindeſtraßen für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Be⸗ 
leuchtung Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf dem Gutsbezirke Roſenau übernimmt die 
Stadt Königsberg in demſelben die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher dem Gutsbezirk oblag. Die damit verbundene Abfuhr wird gleich⸗ 
falls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


I. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Roſenau. 


Die im Gutsbezirke Roſenau zur Zeit der Vereinigung geltenden orts— 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung 
und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben 
werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforder- 
lich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch nicht 
geſchädigt werden. 

Insbeſondere verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, ſofern es die Bebauungs⸗ 
verhältniſſe und ſanitären Rückſichten in Roſenau nicht verbieten ſollten, mindeſtens 
für einen Zeitraum von ehn Jahren nach der erfolgten Entfeſtigung der Süd— 
front von dem in der een betreffend die Abhaltung der Vieh— 
5 vom 20. Juli 1895 vorgeſehenen Einſpruchsrechte keinen Gebrauch zu 

achen. 
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Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. f 


$ 12. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher in Roſenau auf Erſuchen des 
Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher von Roſenau, vom Tage 
der Vertragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die recht⸗ 
lichen und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vor⸗ 
ſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


§ 13. 
Termin der Vereinigung. 


Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem 
geil feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt⸗ und 
es Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 


Roſenau, den 15. Juni 1904. 


Der Gutsvorſtand. 
(Siegel) Schulte-Henthaus. 


Genehmigt durch Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 28. Juni 
1904 Nr. 608. 


Königsberg, den 5. Juli 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(eiegel) Kunckel. Schaff. 


Anlage VI. 
— Vertrag, 
* m betreffend 


ee Vereinigung der Landgemeinde Ponarth mit der Stadtgemeinde 


a Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, mit 
Zustimmung der Stadtverordnetenverſammlung, und der Gemeinde Ponarth, 
vertreten durch ihren Gemeindevorſtand, nach erfolgter Zuſtimmung der Ge⸗ 
meindevertretung zu Ponarth, wird nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


81. 
Umfang der Vereinigung. era der beiberfeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und die Gemeinde Ponarth treten zu einer einzigen, 
unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen 
ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab rückſichtlich aller bürger · 
lichen Rechte und Pflichten ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen 
Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 
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Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Ponarth. 


Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg die Verwaltung der Gemeindeangelegen⸗ 
heiten und der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen 27 
auch in der Gemeinde Ponarth und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ein, welche den Gemeindebehörden zu Ponarth durch Geſet oder durch beſonderen 
Rechtstitel zuſtehen oder obliegen. 

§ 3 


Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. Zeitpunkt der Einführung. 


Die in Königsberg zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatute und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchläſfe erhalten in Ponarth Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem Ver⸗ 
trag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg hat zum 


Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeindebeſchlüſſe in 
| 14* 
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Ponarth die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, ſowie den Tag der Einführung 
zu beſtimmen. 

Von letzterem Tage an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeinde⸗ 
befchlüffe in Ponarth ihre Geltung, ſofern nicht in dieſem Vertrag ausdrücklich 
ihre Weitergeltung vorbehalten iſt. Ausgenommen von der ſofortigen Einfüh⸗ 
rung wird das Königsberger Ortsſtatut vom 12. Februar 1896, betreffend die 
Sonntagsruhe. * 
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Beſondere Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 5 


Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg 
wird gleichzeitig in folgender Weiſe vermehrt: 

Sofort bei der Vereinigung beider Gemeinden treten ſechs von der Gemeinde⸗ 
vertretung zu Ponarth zu beſtimmende Gemeindeglieder, welche als Gemeinde⸗ 
verordnete im Sinne der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 wählbar ſein 
müſſen, bis zum Ende des Kalenderjahrs, in welchem die nächſten regelmäßigen 
Ergänzungswahlen für die Königsberger Stadtverordnetenverſammlung gemäß 
$ 21 der Städteordnung ſtattfinden, in die Stadtverordnetenverſammlung zu 
Königsberg ein. Von 2 ab bildet die Gemeinde Ponarth für weitere ſechs 
Jahre im Umfange des jetzigen Gemeindebezirkes einen beſonderen Wahlbezirk, 
welcher für ſich ſechs Stadtverordnete zu wählen hat, die in dieſem Bezirke 
wohnen ſollen. Dem Magiſtrate zu Königsberg bleibt jedoch vorbehalten, mit 
dieſem Wahlbezirke diejenigen Ortſchaften beziehungsweiſe Gutsbezirke oder Teile 
von ſolchen zu vereinigen, welche etwa ſüdlich des Pregels mit der Stadtgemeinde 
Königsberg vereinigt werden ſollten. 

8 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Ponarther Gemeinde ſtehenden Beamten 
und Lehrer. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Ponarth ſtehenden 
Gemeindebeamten und Bedienſteten, die eine ihnen nach Maßgabe ihrer Fähig⸗ 
keiten von dem Magiſtrat angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu 
übernehmen bereit ſind, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts⸗ und 
etwaigen Penſionsanſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in 
den Dienſt der Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für 
die Beamten der Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt 
herbeigeführt und ihnen bei dereinſtiger Penſionierung die in Ponarth verbrachte 
Dienſtzeit angerechnet werden. 

Der Gemeindevorſteher Schulz wird als Gemeindebeamter mit einem Anfangs⸗ 
gehalt einſchließlich Wohnungsgeld von 4500 Mark, welches vom 1. April 1905 
ab auf 4800 Mark und ſodann von drei zu drei Jahren um je 600 Mark bis zu 
einem Höchſtgehalt einſchließlich Wohnungsgeld von 6000 Mark ſteigt, über⸗ 
nommen. Bei dereinſtiger Penſionierung iſt ihm die in der Gemeinde Ponarth 
verbrachte Dienſtzeit in Anrechnung zu bringen. Für die Berechnung der Penſion 


werden die für die beſoldeten Magiſtratsmitglieder geltenden Beſtimmungen zu 
Grunde gelegt. Er ſoll dem Magiſtratsdirigenten unmittelbar unterſtellt und 
allen Subalternbeamten der ſtädtiſchen Verwaltung übergeordnet zu ſein. 

g Die an den Ponarther Schulen angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen werden 
in den ſtädtiſchen Schuldienſt übernommen und nach den für dieſen geltenden 
Vorſchriften beſoldet. Die ſeit dem Jahre 1900 an der Ponarther Volksſchule 
proviſoriſch angeſtellten Lehrerinnen Dobbelmund und Hasler verbleiben in ihren 
bisherigen Stellungen und werden unter der Vorausſetzung weiterer Bewährung, 
ſobald an der Ponarther Volksſchule Vakanzen eintreten, daſelbſt als ſtädtiſche 
Lehrerinnen definitiv angeſtellt. Sollten an der Ponarther Volksſchule demnächſt 
Vakanzen nicht zu erwarten ſein, ſo werden dieſelben in die Anwärterliſte für den 
ſtädtiſchen Schuldienſt nach Maßgabe ihrer Vertretungszeit eingereiht und dem⸗ 
entſprechend bei Vakanzen an den ſtädtiſchen Schulen definitiv angeſtellt werden. 


§ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Beſtehenbleiben der Ponarther Bürgerſchule. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und der Gemeinde Ponarth wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem 
einzigen Ganzen verſchmolzen; die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin in alle 
Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Ponarth als Rechtsnachfolgerin ein 
und übernimmt insbeſondere das Eigentum an allen der Gemeinde Ponarth 
gehörigen Grundſtücken und Gebäuden, andererſeits die Gemeindeſchulden ſowie 
den bei dem Ausſcheiden aus dem Landkreiſe Königsberg etwa zu übernehmenden 
Anteil an den Kreisſchulden. 

Die Stadt Königsberg verpflichtet ſich, die Ponarther Bürgerſchule ſo 
lange als Bürgerſchule beſtehen zu laſſen, als in Königsberg ſelber überhaupt 
Bürgerſchulen beſtehen bleiben und bei Abſchaffung der Bürgerſchulen in Königs⸗ 
berg die Ponarther Bürgerſchule in eine Mittelſchule umzuwandeln. Falls bis 
zur Eingemeindung dieſe Umwandlung bereits erfolgt ſein ſollte, hat die Stadt⸗ 
gemeinde Königsberg die Verpflichtung, die Schule als Mittelſchule beizubehalten; 
ſollten die diesbezüglichen Verhandlungen mit der Königlichen Regierung bis zum 
Tage der Eingemeindung noch nicht abgeſchloſſen ſein, ſo übernimmt es die 
Stadt Königsberg, in die ſchwebenden Verhandlungen einzutreten und die Um— 
wandlung in eine Mittelſchule herbeizuführen. 


75 
Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden tritt für den jetzigen 
Gemeindebezirk Ponarth die in der Stadtgemeinde Königsberg beſtehende Kom- 
munalbeſteuerung mit der Maßgabe in Kraft „daß die Steuerpflichtigen des 
bisherigen Gemeindebezirkes Ponarth 35 Jahre hindurch zu dem Steuerbedarfe 
der erweiterten Stadtgemeinde Königsberg jährlich vorweg beizutragen haben: 

a) einen Zuſchlag von dreißig Prozent des gemeindeſteuerpflichtigen Ein⸗ 

kommenſteuerſolls, 
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b) einen Zuſchlag von zwanzig Prozent der ſtaatlich veranlagten Grund, 
Gebäude-, Gewerbe- und Betriebs ſteuern ; 

e) bei dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb 
des jetzigen Bezirkes der Gemeinde Ponarth liegen, einen Zuſchlag 
von ein Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks zu der in 
der Stadt Königsberg jeweilig zur Erhebung kommenden Grunderwerbs⸗ 
ſteuer. Es dürfen jedoch im Falle a und b an Gemeindeſteuern mehr 
Prozente, als in den Jahren 1900, 1901 und 1902 durchſchnittlich 
in Penakth für die Gemeinde und ben Kreis erhoben worden ſind, fo 

lange nicht erhoben werden, als die Gemeindeſteuerprozente in Königs⸗ 
berg überhaupt unter dieſem Durchſchnitte verbleiben. 

Es werden ferner von demſelben Zeitpunkt an in Ponarth die gleichen 
ſonſtigen kommunalen Abgaben und Gebühren erhoben. ; 

Die jetzt in Ponarth geltenden Beſtimmungen über die Kommunal⸗ 
beſteuerung und das Abgabeweſen treten außer Kraft, jedoch bleiben die Bes 
ſtimmungen über Erhebung der Luſtbarkeitsſteuer von Tanzvergnügungen vorläufig 
in Geltung. Desgleichen bleiben auch nach der Eingemeindung für Ponarth 
diejenigen ortsrechtlichen Vorſchriften in Geltung, welche gegenwärtig in Ponarth 
den Straßenanliegern Beitrags- oder Unterhaltungspflichten hinſichklich einzelner 
Straßen auflegen. 

Die Gemeinde Ponarth verpflichtet ſich, in dieſen Vorſchriften zu Ungunſten 
der Gemeinde vom Abſchluſſe dieſes Vertrags an Anderungen nicht eintreten zu 
laſſen. 

$8. 
Kanaliſation von Ponarth. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, ſobald als möglich, die 
Königsberger, 5 Brandenburger⸗ und das nördliche Stück der Karſchauer⸗ 
ſtraße in einer Länge von etwa 200 Meter mit einem betriebsfähigen Ent⸗ 
wäſſerungskanale zur Abführung der Brauchwäſſer und Fäkalien zu verſehen, der 
insbeſondere auch die Abwäſſer der Brauereien „Ponarth“ und „Schönbuſch“ 
aufnehmen muß. In den übrigen Straßen foll die öffentliche Entwäſſerung ein⸗ 
geführt werden, ſobald ſich hierzu ein Bedürfnis herausſtellt. Für die land⸗ 
wirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grundſtücke ſoll ein Zwang zur Ein⸗ 
leitung von Fäkalien in die Kanäle ſo lange nicht ſtattfinden, als deren 
unſchädliche Beſeitigung auf andere Weiſe bewirkt wird und die polizeilichen Nüd- 
ſichten es geſtatten. 

Desgleichen ſollen in Ponarth Ausnahmen von der Anwendung des Königs⸗ 
berger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 
30. Januar 1895 eintreten, ſofern deſſen Vorſchriften für die zum Betriebe der 
Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die landhaus⸗ 
mäßige Bebauung von Grundſtücken oder für die Entwäflerung von Gärten 
unnötige Härten enthalten. 


Die Königsberger Kanalgebührenordnung vom 28. Juni 1895 findet im 
Gebiete von Ponarth nur für die Benutzung ſolcher Kanäle Anwendung, welche 
an das allgemeine ſtädtiſche Kanalnetz von Königsberg angeſchloſſen find oder 
Teile desſelben bilden. 

989. 
Waſſerverſorgung von Ponarth. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, innerhalb zwei Jahren nach 
erfolgter Eingemeindung die Königsberger⸗, die Brandenburger⸗, Schul⸗ und 
Kirchenſtraße, die übrigen Straßen, ſobald das Bedürfnis ſich herausſtellt, mit 
Waſſerleitungsröhren im Anſchluß an das ſtädtiſche Waſſerwerk zu belegen und 
den Anliegern den Anſchluß an die Waſſerleitung unter den für die Stadt 
Königsberg geltenden Beſtimmungen zu gewähren. 


$ 10. 
Weiterführung der elektriſchen Straßenbahn. 


Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, ſobald zu den Koſten des 
bisherigen elektriſchen Straßenbahnunternehmens zum erſten Male kein Zuſchuß 
aus Gemeindemitteln erforderlich ſein wird, die Linie Kaiſer Wilhelmplatz— 
Schönbuſch bis zum Berliner Eiſenbahngleis auszubauen und in Betrieb zu 
ſetzen, wenn die Eigentümer der Grundſtücke Brandenburgerſtraße 37/38, 39, 
40/44, 49, 50, 50 a, 51, 52, 53/54, 55, 56, 57/572, 58, 59/59 ſich bis 
zum Abſchluſſe dieſes Vertrags nach Maßgabe der dieſem Vertrag als Anlage bei- 
gefügten Bereitſchaftserklärung zur unentgeltlichen Abtretung eines an die Straße 
angrenzenden Geländeſtreifens von 1, lein und einhalb) Meter Breite ſowie zur 
Abtretung eines weiteren Geländeſtreifens von 2,0 (zwei) Meter Breite gegen eine 
Entſchädigung von 4 (vier) Mark pro Quadratmeter in gerichtlich oder notariell 
Beglaubigter Form für ſich und ihre Rechtsnachfolger verpflichten und in die 
grundbuchliche Eintragung der übernommenen Verpflichtungen willigen. 

Die Weiterführung dieſer Straßenbahnlinie wird in Ausſicht genommen; 
fie erfolgt, ſobald der Bahnübergang ermöglicht ift und von dieſem ab bis zur 

irche oder Brauerei Ponarth zur Verbreiterung der Brandenburgerſtraße auf 
beiden Seiten gleichmäßig ſoviel Land an die Gemeinde Ponarth oder die Stadt— 
gemeinde Königsberg unentgeltlich abgetreten wird, daß mit Einſchluß der Fuß⸗ 
gängerwege eine Straßenbreite von 12 (zwölf) Meter vorhanden iſt. 


§ 11. 
Übernahme der Straßen von Ponarth auf die Stadtgemeinde und Straßenbeleuchtung. 
„Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, die nachbenannten, für 
den öffentlichen Verkehr beſtimmten, im Gemeindebezirke Ponarth gegenwärtig 
beſtehenden Straßenſtrecken, ſoweit ſie gepflaſtert ſind, als anbaufähige öffentliche 
Straßen zu übernehmen und, ſoweit erforderlich, zu befeſtigen und zu unter⸗ 


halten, auch für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Beleuchtung derſelben 

Sorge zu tragen: 

1. Königsbergerſtraße, ſüdlich der Wieſen- und Werkftättenftraße; 

2. Brandenburgerſtraße; 

3. Speichersdorferſtraße von der Königsbergerſtraße bis zum Armenhauſe; 

4. Karſchauerſtraße, ſoweit fie nicht dem Fiskus gehört; 

5. Jägerſtraße, ſoweit fie kanaliſiert iſt, 

6. Hochſtraße; 

zu 5 und 6 jedoch erſt dann, wenn das Eigentum am Straßen⸗ 
terrain der Gemeinde aufgelaſſen ſein wird; 

Kirchenſtraße, ſobald dieſelbe nach Maßgabe des Ponarther Ortsſtatuts 
vom 5. Dezember 1899 hergeſtellt iſt. Die Unterhaltung der Straße 
übernimmt die Stadt auch ſchon vor Durchführung der Kanaliſation. 

Die folgenden, noch nicht den in Ponarth geltenden ortsſtatutariſchen Vor⸗ 
ſchriften gemäß hergeſtellten Straßenzüge wird die Stadtgemeinde Königsberg in 
einer für den lokalen Verkehr ausreichenden Weiſe befeſtigen, unterhalten und 
beleuchten: 

a) Schulſtraße; 

5) Parkſtraße; 

c) Wieſenſtraße von Königsbergerſtraße bis Gartenſtraße; 

ch Bergſtraße, ſobald das Eigentum am Straßenterrain der Gemeinde 
aufgelaſſen ſein wird; 

6) Gartenſtraße, falls die Anlieger das Eigentum am Straßenterrain in 
einer Breite von 8 Meter unentgeltlich hergeben und ſobald die Auflaſſung 
in dieſer Breite an die Gemeinde bewirkt ſein wird. 

Die Heranziehung der Adjazenten zu den Koſten der ortsſtatutariſchen Her⸗ 
ſtellung dieſer Straßen bleibt der Stadtgemeinde Königsberg für den Fall der 
Herſtellung als anbaufähige Straßen vorbehalten, ſofern die zur Zeit der Ein⸗ 
gemeindung beſtehenden Rechtsverhältniſſe an den Straßen dem nicht entgegenſtehen. 

In den Rechtsverhältniſſen der folgenden, nichtöffentlichen Straßen: 

a) Werkſtättenſtraße; 

b) Karſchauerſtraße (fiskaliſcher Teil); 

e) Godrienerſtraße; 

d) Bahnſtraße; 

e) Palvenſtraße; 

) Waldplanſtraße; 

g) Mühlenſtraße 
wird durch die Eingemeindung nichts geändert, jedoch ſoll die Karſchauerſtraße 
(fiskaliſcher Teil) und die Godrienerſtraße den Verkehrsbedürfniſſen entſprechend 
beleuchtet werden. 
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$ 12. 
Straßenreinigung. 

Die Reinigung aller öffentlichen Straßen in Ponarth verbleibt bis auf 
weiteres den Adjazenten, die damit verbundene Abfuhr wird jedoch für Rechnung 
der Stadtgemeinde beſorgt. Die Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts vom 
1. Februar 1899, betreffend die Übernahme der Straßenreinigung durch die 
ſtädtiſche Verwaltung auf den Gemeindebezirk Ponarth oder einzelne Teile des 
ſelben, bleibt der Beſchlußfaſſung der ſtädtiſchen Körperſchaften vorbehalten. 

Alle Dritten obliegenden beſonderen Verbindlichkeiten hinſichtlich der Straßen⸗ 
reinigung und der Abfuhr werden durch vorſtehende Beſtimmungen nicht berührt. 


§ 13. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Ponarth. 


Die in Ponarth zur Zeit der Vereinigung geltenden ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung und die 
ſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird. 
Insbeſondere bleiben die jetzt geltenden Beſtimmungen über die Schließung der 
irtshäuſer während des Hauptgottesdienſtes bis auf weiteres in Kraft. Dem 
Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizeiverordnungen 
ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. : 


$ 14. 
Vorbereitungen der Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit bis zur Vereinigung. 
Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
orbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Ponarth auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Ponarth, vom Tage der Ver⸗ 
tragsſchließung ab alle Maßnahmen, wodurch die gegenwärtig beſtehenden recht— 
ichen und finanziellen Verhältniſſe in Ponarth geändert werden, nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats zu treffen, ſoweit ſie nicht durch die laufende Verwaltung 
er Gemeindeangelegenheiten geboten ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinienpläne 
iſt die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


$. 15. 
Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt, ſoweit vorſtehend nicht beſondere Vereinbarungen ge 
troffen ſind, mit dem geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der 
Grenzen des Stadt⸗ und Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Geſeß - Samml. 1905. (Nr. 10583.) 15 


Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 1905 
erfolgt iſt. 


Ponarth, den 29. Januar 1904. 


Auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 26. Januar 1904 namens der 
Landgemeinde Ponarth. 


Der Gemeindevorſtand. 
(Siegel) Schulz, Gemeindevorſteher. R. Hoffmann, Schöffe. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtwerordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. a 


Königsberg, den 3. Mai 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt und Reſidenzſtadt. 


Siegel.) Körte. Kunckel. 


1. Für den Fall der Eingemeindung Ponarths hat die Stadtgemeinde 
Königsberg ſich bereit erklärt, die Strecke der elektriſchen Straßenbahn Kaiſer 
Wilhelmplatz-Schönbuſch durch die Godriener⸗ und Brandenburgerſtraße bis 
zum Bahnübergange fortzuführen, ſobald der Straßenbahnbetrieb keine Zuſchüſſe 
mehr erfordert und falls die dazu benötigte Straßenfläche ihr zur Verfügung 
eſtellt wird. 
5 2. Um die Fortführung der Straßenbahn zu ermöglichen, erklären wir 
uns bereit, von den auf unſere Namen eingetragenen Grundſtücken an der 
Brandenburgerſtraße einen dieſer Straße zunächſt gelegenen 1¼ Meter breiten 
Streifen von unſeren Vorgärten der Stadtgemeinde Königsberg zwecks Ver⸗ 
breiterung der Straße zu Eigentum unentgeltlich zu übertragen, ſobald 
a) die Ausführung der Fortſetzung der elektriſchen Straßenbahn durch die 
Brandenburgerſtraße bis zum Bahnübergange von den ſtädtiſchen 
Organen in Angriff genommen wird, und wenn 

b) alle Koften des Eigentumsüberganges einſchließlich des Vertragsabſchluſſes, 
der Stempel, der Bermeffung ſowie des Verſetzens der Gartenzäune 
von der Stadtgemeinde Königsberg getragen werden. 

3. Wir halten uns an vorſtehende Erklärung bis zum 1. Oktober 1908 
gebunden und erklären uns ferner bereit zu der Staßenverbreiterung noch einen 
weiteren Streifen von 2 Meter Breite für den Preis von 4 Mark für den Quadrat⸗ 
meter auf Wunſch der Stadtgemeinde Königsberg zu Eigentum zu übertragen, 
auch, falls es gefordert wird, eine entſprechende Eintragung in das Grundbuch 
unſerer Grundſtücke zu bewilligen und zu beantragen. 


Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung des Gutes Neue Bleiche mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Duschen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Gutsbefiger Richard Frick als Vorſtand des Gutes Neue Bleiche wird unter 
Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg nachſtehender Vertrag 
abgeſchloſſen: 
81. 5 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und der Gutsbezirk Neue Bleiche treten zu einer 
einzigen unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg 
een ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab, ſoweit 
urch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller bürger⸗ 
lichen Rechte und Pflichten ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen 
Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


2; 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Neue Bleiche. 


Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Neue Bleiche die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaat⸗ 
lichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
zur Zeit der Vereinigung den Gemeindebehörden zu Neue Bleiche durch Geſetz 
oder durch beſondere öffentliche Rechtstitel zuſtehen oder obliegen. 

Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Neue Bleiche Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem 
Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg hat 
die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe in Neue Bleiche erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag 
der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an 
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verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Neue Bleiche ihre 

Geltung. a 

$ 4. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 
Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung gelten folgende Be⸗ 
ſtimmungen: 

»Der Gutsbezirk Neue Bleiche wird dem Wahlbezirke Mittelhufen für 

die Dauer von ſechs Jahren nach der Eingemeindung zugeſchlagen.« 

§ 5. 

Regelung der Verhältniffe der im Dienſte des Gutes Neue Bleiche ſtehenden Beamten. 
Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Gutes Neue Bleiche ſtehenden 
Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe ihrer Fähig⸗ 
keiten angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu übernehmen bereit 
ſind, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und etwaigen Penſions⸗ 
anſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den Dienſt der 
Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für die Beamten der 
Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt herbeigeführt werden. 
Desgleichen ſoll die Auflöſung des Schulverbandes Mittelhufen erſtrebt 
und ſobald ſie erfolgt iſt, die Umwandlung der Volksſchule zu Mittelhufen in 
eine ſtädtiſche Volksſchule, ſowie eine angemeſſene Einordnung der Lehrerſtellen 
an dieſer Schule in die Geſamtheit der Königsberger Schulſtellen bewirkt werden. 


§ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königsberg 
und des Gutes Neue Bleiche wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem 
einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt mithin in 
alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutes Neue Bleiche als Rechtsnachfolgerin 
ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus dem Land— 
kreis auf das Gut Neue Bleiche fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. N 
§ 7. 

Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gutsbezirk Neue Bleiche die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden 
Abgaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei 
dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen 
Bezirkes des Gutes Neue Bleiche liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben ift, 
die 1 Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt als die 
jeweilig in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 
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Dagegen treten die jetzt in Neue Bleiche geltenden Beftimmungen über die 
Fan ange und das Abgabenweſen außer Kraft. Ebenſo werden die 
Haushaltungen in Neue Bleiche zur Leiſtung von Schulunterhaltungsbeiträgen 
für die Schule in Mittelhufen vom Tage der Vereinigung nicht mehr heran— 


gezogen. 


Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Guts⸗ 
bezirke Neue Bleiche ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe 
dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund- 
ftüde ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in Neue Bleiche Ausnahmen von der Anwendung des 
Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, 
vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum Be⸗ 
triebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die 
landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

Dagegen verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, für diejenigen Straßen, welche 
in den aufzuſtellenden Fluchtlinienplänen im Gutsbezirke Neue Bleiche vorgeſehen 
ſind, die erforderlichen Anſchlußleitungen für die Kanaliſation, Gas- und Waffer- 
leitung auszuführen, ſobald die Herſtellung dieſer Straßen gemäß dem Königs— 
berger Ortsſtatute vom 18. Juni 1895 in Angriff genommen werden wird. 


$ 9. 
Übernahme der Strafen auf die ERROR. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 
Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt den für den öffentlichen Ver— 
kehr beſtimmten, von Luiſenwahl nach Neue Bleiche führenden Weg und ver⸗ 
pflichtet ſich, diefen Weg auf der Strecke von der Überführung des ſtädtiſchen 
Entwäſſerungskanals im Anſchluß an das vorhandene Pflaſter bis zur Einfahrt 
des Gutshofs von Neue Bleiche (in einer Ausdehnung von etwa 60 Metern) 
innerhalb Jahresfriſt nach der Eingemeindung durch Pflaſterung zu befeſtigen, 
auch für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Beleuchtung desſelben Sorge 
zu tragen. 
Vis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen- 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Neue Bleiche übernimmt 
die Stadt Königsberg in demſelben die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher dem Gute Neue Bleiche oblag. Die damit verbundene Abfuhr 
wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 
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$ 10. 

Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf das Gut Neue Bleiche. 

Die in Neue Bleiche zur Zeit der Vereinigung geltenden ortspolizeilichen 
Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung / ihre Aufhebung und die 
Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird 
und die landwirtſchaftlichen Intereſſen feiner Bewohner dadurch nicht geſchädigt 
werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


14, 
Vorbereitungen zur ER: Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand von Neue Bleiche auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu 9 0 5 ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich das Gut Neue Bleiche, vom Tage der Ver⸗ 
tragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden ver⸗ 
tragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen find. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 

12. 
Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmun im § 11 mit dem ge 
ſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 1905 
erfolgt. 


Neue Bleiche, den 27. Mai 1904. 
Der Gutsvorſtand. 

Siegel) Richard Frick. 

Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
28. Juni 1904 Nr. 586. 
Königsberg, den 5. Juli 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt und Reſidenzſtadt. 
Siegel.) Kunckel. Schaff. 


Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung eines Teiles des Gemeindebezirkes Lawsken mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
der Landgemeinde Lawsken, vertreten durch den Gemeindevorſteher wird unter 
Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg und der Gemeinde⸗ 
vertretung zu Lawsken nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


8 1. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und derjenige Teil des Gemeindebezirkes Lawsken, 
welcher öſtlich von der in dem beigehefteten Plane rot eingetragenen Linie liegt , 
einſchließlich des Rathshöfer Fließes und des weſtlich davon gelegenen Deich⸗ 
damms und Weges treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung 
ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen, ihre Gemeindeangehörigen werden von 
der Vereinigung ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt 
iſt, rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teil⸗ 
nahme an den beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


82. 
Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in dem eingemeindeten Teile die Ver⸗ 
waltung der Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zu: 
ewieſenen ftaatlichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und 
Pfichten ein, welche zur Zeit den Gemeindebehörden zu Lawsken durch Geſetz 
oder durch beſondere Rechtstitel öffentlichen Rechtes zuftehen oder obliegen. 


§ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 


Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 


Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem eingemeindeten Teile von Lawsken Wirkſamkeit, 
ſofern nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat 
zu Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten 
und Gemeindebeſchlüſſe erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag der 
Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an ver⸗ 
lieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in dem eingemeindeten 
Teile ihre Geltung. 
84. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 


Für die bis zum 1. April 1911 ſtattfindenden Wahlen zur Stadtverordneten⸗ 
verſammlung wird der eingemeindete Teil des Gemeindebezirkes Lawsken dem 
Wahlbezirke zugeſchlagen, zu welchem die Gemeinde Mittelhufen gehört. 


8 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Gemeinde Lawsken ſtehenden Beamten 
und der Schulverhältniſſe. 

Gemeindebeamte oder Bedienſtete der Landgemeinde Lawsken ſind von der 
Stadtgemeinde nicht zu übernehmen oder zu entſchädigen. 

Das Ausſcheiden des eingemeindeten Teiles von Lawsken aus dem Schul⸗ 
verbande Juditten ſoll bei der Königlichen Regierung betrieben werden; ſofern 
eine Einigung über die bei der Auseinanderſetzung mit dem Schulverbande von 
der Stadtgemeinde etwa zu leiſtende Entſchädigung nicht erzielt werden ſollte, 
erfolgt die Feſtſetzung derfelben in dem vorſchriftsmäßigen Verfahren durch die 
Königliche Regierung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg iſt verpflichtet, für jedes die Schule in 
Juditten beſuchende ſchulpflichtige Kind aus dem eingemeindeten Teile von Lawsken 
ein Schulgeld von 2 Mark monatlich ſo lange zu zahlen, bis dieſe Kinder nach 
den ſtädtiſchen Schulen übernommen werden. 


§ 6. 

Die Stadtgemeinde Königsberg hat pr den Koſten für die Armenpflege 
derjenigen Perſonen, welche in der Gemeinde Lawsken bis zum 1. April 1905 
unterſtützungsbedürftig geworden ſind, laufend einen Beitrag nach Verhältnis der 
Summe der Grund- und Gebäudeſteuern zu entrichten, zu denen der eingemeindete 
Teil und die Reſtgemeinde veranlagt ſind. f 

Gemeindeſchulden ſind nicht zu übernehmen; das Gemeindevermögen ver⸗ 
bleibt der Gemeinde Lawsken; insbeſondere auch der kleine ſüdlich von der Chauſſee 
neben dem Fließ gelegene Anger. 

4. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 


Mit dem Tage der Vereinigung treten für den eingemeindeten Teil von 
Lawsken die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit der 
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Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem Übergange des 
Eigentums von Grundftüden, die innerhalb desſelben liegen, eine Grunderwerbs⸗ 
ſteuer zu erheben iſt, die ein Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks 
mehr beträgt, als die jeweilig in Königsberg zur Erhebung gelangende Grund⸗ 
erwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt in Lawsken geltenden Beſtimmungen über die 
Kommunalbeſteuerung und das Abgabeweſen außer Kraft. Ebenſo werden die 
Haushaltungen in dem eingemeindeten Teile zur Leiſtung von Schulunterhaltungs- 
beiträgen für die Schule in Juditten vom Tage der Vereinigung nicht mehr 
herangezogen. 


§ 8. 
Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung in 
Lawsken ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe dies er— 
forderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ftattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von feiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen follen Ausnahmen von der Anwendung des Königsberger Orts— 
ſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 
1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriſten für die zum Betriebe der Land⸗ 
wirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die landhaus⸗ 
mäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 


89. 
Übernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im eingemeindeten Teile von Lawsken zur Zeit der Eingemeindung 
beſtehenden Gemeindeſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrsbedürfniſſen 
entſprechende Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Sie verpflichtet ſich ferner — vorbehaltlich der der Staatseiſenbahnverwaltung 
obliegenden Unterhaltungspflicht — den weſtlich vom Rathshöfer Fließ von der 
Lawsker Chauſſee bis zum Holſteiner Damm verlaufenden Deichdamm als 
Fahrſtraße in einer Breite von wenigſtens 6 Meter in einer dem öffentlichen 
Verkehrsbedürfnis entſprechenden Weiſe herzuſtellen und dauernd in dieſem Zu⸗ 
ſtande zu unterhalten, ſofern ihr die erforderliche Fläche unentgeltlich pfand⸗ und 
laſtenfrei übereignet wird. g 

Die Übernahme von Deichlaſten iſt dabei ausgeſchloſſen. 

Geſetz⸗Samml. 1905. (Nr. 10583.) 


Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßenreinigung 
vom 1. Februar 1899 auf den eingemeindeten Teil von Lawsken übernimmt die 
Stadt Königsberg in demſelben die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher der Konbgeinänhe Lawsken oblag. 

Die damit verbundene Abfuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadt⸗ 
gemeinde Königsberg beſorgt. 


§ 10, 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen. 


Die in Lawsken zur Zeit der Vereinigung geltenden ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung und die 
Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird 
und die landwirtſchaftlichen Intereſſen feiner Bewohner dadurch nicht geſchädigt 
werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


811. 
Vorbereitung zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſteher auf Erſuchen des Magiſtrats 
zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom Magiſtrate ge⸗ 
wünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Lawsken, vom Tage der Ver⸗ 
tragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaffen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden ver- 
tragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


$ 12, 
Termin der Vereinigung. 


Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt⸗ und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 


— 
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Vollzogen auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung vom 
27. Juli 1904. 


Lawsken, den 1. Auguſt 1904. 


Gemeindevorſteher. Schöffen. 
Gehlhaar. H. Mauritz. 
F. Schuſter. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
16. Auguſt 1904 Nr. 660. 


Königsberg, den 24. Auguſt 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


Siegel.) Körte. Schaff. 
Anlage IX. 
Vertrag, 
betreffend 


die Vereinigung eines Teiles des Gutsbezirkes Groß⸗Rathshof mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Juviſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, 
und dem Gutsbezirke Groß⸗Rathshof, vertreten durch ſeinen Gutsvorſteher, wird 
unter Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg nachſtehender 
Vertrag abgeſchloſſen: 
1: 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und der Gutsbezirk Groß⸗Rathshof unter Ausſchluß 
des nördlich von dem über Hammer führenden Juditter Kirchenwege liegenden 
Teiles treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden 
Gemeinde Königsberg zuſammen , ihre Gemeindeangehörigen werden von der 
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Vereinigung ab, foweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, 
rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teil⸗ 
nahme an den beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


9 2. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Groß ⸗Rathshof. 

Vom Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die Ge⸗ 
meindebehörden der Stadt Königsberg in Groß-⸗Rathshof die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaat⸗ 
lichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
zur Zeit dem Gutsvorſtande zu Groß⸗Rathshof durch Geſetz oder durch beſondere 
Rechtstitel öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


$ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg gelten⸗ 
den Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Groß⸗Rathshof Wirkſamkeit, ſofern nicht in 
dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg 
hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe in Groß-Rathshof erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag der 
Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren 
die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Groß⸗Rathshof ihre Geltung. 


§4. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 
Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung gelten folgende Be- 
ſtimmungen: 
Der Gutsbezirk Groß ⸗Rathshof wird für die auf die Ein- 
gemeindung folgenden nächſten drei Ergänzungswahlen dem mit der 
Gemeinde Mittelhufen gebildeten Wahlbezirke zugeteilt. 


§ 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes Groß⸗Rathshof ſtehenden Beamten. 

Offentliche Beamte ſind im Gutsbezirke Groß⸗Rathshof nicht vorhanden 
und demgemäß von der Stadtgemeinde nicht zu übernehmen, auch nicht zu ent⸗ 
ſchädigen. 

Die Abtrennung des Gutsbezirkes Rathshof von dem Schulverbande 
Juditten ſoll erſtrebt werden; ſie erfolgt durch die Königliche Regierung im vor⸗ 
geſchriebenen Verfahren. 

Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, für die ſchulpflichtigen Kinder aus 
Groß-Rathshof, welche die Schule in Juditten beſuchen, ein Schulgeld von 
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monatlich je 2 Mark zu entrichten, bis dieſelben in die ſtädtiſchen Schulen über⸗ 
nommen werden. 
§ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Groß⸗Rathshof wird bei der kommunalen Vereinigung 
zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde (§ 1) tritt 
mithin in alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutes Rathshof als Rechts⸗ 
nachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus 

em Landkreis auf den Gutsbezirk Groß-Rathshof fallenden Anteil an den 
Kreisſchulden. 

Die Stadtgemeinde übernimmt auch die Bezahlung der an den Landkreis 
bei Ausführung der Eingemeindung zu entrichtenden Abfindungsſumme von 
80 000 Mark (achtzigtauſend Mark). 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


6:7: 
Regelung der Gemeindeſteuern. 
Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gutsbezirk Groß-Rathshof die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden 
bgaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei 
eim Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Be⸗ 
zirkes von Groß⸗-Rathshof liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die ein 
drozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig 
in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 
. Dagegen treten die jetzt in Groß-Rathshof geltenden Beſtimmungen über 
> Kommunalbefteuerung und das Abgabeweſen außer Kraft. Ebenſo werden 
der Haushaltungen in Groß-Rathshof zur Leiſtung von Schulunterhaltungs⸗ 
eiträgen für die Schule in Juditten vom Tage der Vereinigung nicht mehr 
herangezogen. 
a § 8. 
Übernahme von Wegen. 
d Die Stadtgemeinde übernimmt die nachſtehend aufgeführten Wege unter 
er Bedingung, daß ihr die Wegeflächen in einer Breite von je 16 Meter koſtenlos 
aufgelaſſen werden, nämlich: 
1, den Weg von der Lawsker Chauſſee nach dem Gutshofe, 
2. den Weg vom Gutshofe nach dem Juditter Kirchenweg im Anſchluß 
an den Weg zu 1, 
3. den Juditter Kirchenweg von der Amalienauer Grenze bis zur neuen 
Grenze der Stadtgemeinde, 
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4. den vom Gutshof im Anſchluß an den Weg zu 1 in ſüdweſtlicher 
Richtung führenden Weg bis zur neuen Grenze der Stadtgemeinde, 

5. den von der Chauſſee nach Süden führenden ſogenannten Bahnweg. 

Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, dieſe Wege den jeweiligen Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen entſprechend zu unterhalten, auch den Weg zu 3 bis zum 1. April 1909 
ebenſo zu pflaftern, wie der bereits gepflafterte Teil dieſes Weges befeſtigt iſt. 

Die zu 1 und 3 aufgeführten Wege gelten als öffentliche, die übrigen als 
private Wege. Die ſämtlichen Wege ſind noch nicht anbaufähig, doch wird der 
Magiſtrat den Anbau an dem öſtlich von dem Wege zu 2 gelegenen Teile des 
Kirchenwegs geftatten, wenn die Anliegerbeiträge gemäß dem § 2 des Ortsſtatuts 
vom 18. Juni 1895 ſichergeſtellt werden. Dagegen ſoll die Bebauung des 
weſtlich davon gelegenen Geländes vor der ortsſtatutariſchen Herſtellung der Wege 
nur zugelaſſen werden, wenn der Eigentümer desſelben nachträglich den ihn 
treffenden Anteil an der Abfindung des Landkreiſes übernimmt. 

Die Stadtgemeinde übernimmt die auf die aufgelaſſenen Wegeflächen an⸗ 
teilig treffende Reallaſt, welche die Grundbeſitzer in Groß⸗Rathshof zur Tilgung 
der an den Landkreis bei der Eingemeindung zu zahlenden Abfindungsſumme von 
80 000 Mark aufzubringen haben. Im übrigen hat die Auflaſſung hypotheken⸗ 
und laſtenfrei zu erfolgen. 

Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich endlich, den weſtlich des Rathshöfer 
Fließes von der Lawsker Chauſſee nach dem Holſteiner Damme verlaufenden Deich⸗ 
damm vorbehaltlich der Verpflichtungen der Königlichen Staatseiſenbahnverwaltung 
zur Unterhaltung des Dammes bis zum 1. Oktober 1906 in einer Breite von 
mindeſtens 6 Meter als öffentliche Landſtraße herzurichten und ihn dauernd in 
einem dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis entſprechenden Zuſtande zu unterhalten, 
alles dies jedoch nur unter der Bedingung, daß ihr die für dieſe Straße erforder⸗ 
liche Grundfläche unentgeltlich und laſtenfrei aufgelaſſen wird. Dabei wird die 
Übernahme irgend welcher Deichlaſten ausdrücklich ausgeſchloſſen. 


89. 
Einführung der Kanaliſation. Gasleitung. 

nn verpflichtet ſich, die Lawsker Chauſſee auf der Strecke 
von der Grenze des Gutes Amalienau bis zur Kreuzung mit dem ftädtifchen 
Vorflutkanale bis zum 1. Oktober 1906 mit einem auch zur Abführung der 
menſchlichen Auswurfsſtoffe geeigneten Entwäſſerungskanal und mit Gasleitung 
zu verſehen. 

Im übrigen foll mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſer⸗ 
leitung in Groß⸗Rathshof erſt vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe 
dies erforderlich machen werden. 0 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ftattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 
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Desgleichen ſollen in Groß-Rathshof Ausnahmen von der Anwendung 
des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grund⸗ 
ſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum 
Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für 
die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

$ 10. 
Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, in den für den öffentlichen 
Verkehr beſtimmten, zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden Gemeindeſtraßen für 
eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Beleuchtung Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßenreinigung 
vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Groß⸗Rathshof übernimmt die Stadt 
Königsberg in Groß⸗Rathshof die Straßenreinigung in dem Umfange, wie ſolche 
bisher dem Gutsvorſtand oblag. 

Die damit verbundene Abfuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadt— 
gemeinde Königsberg beſorgt. s 

11: 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Groß ⸗Rathshof. 


Die im Gutsbezirke Groß⸗Rathshof zur Zeit der Vereinigung geltenden 
ortspolizeilichen Vorſchriften bleiben unverändert in Geltung; ihre Aufhebung und 
die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird 
und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch nicht geſchädigt 
werden. Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit 1555 nicht vorgegriffen werden. 


$ 12. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 
Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand von Groß⸗Rathshof auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich 1 Gutsbezirk Groß⸗Rathshof, vom Tage der 
Vertragsſchließung alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden 
vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


813. 


Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 12 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt⸗ 
und Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 

$ 14. 

Als Gutsbezirk Groß⸗Rathshof gilt mit Ausnahme der Vorſchriften in 
dem § 12 Abſ. 2 nur derjenige Teil, welcher nach § 1 dieſes Vertrags der Ein⸗ 
gemeindung unterworfen werden ſoll. i 


Groß⸗Rathshof, den 14. Juni 1904. 
Siegel) Otto Bruſt, Gutsvorſtand. 


Genehmigt durch 
28. Juni 1904 Nr. 613 


Königsberg, den 14. September 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 


(Siegel.) Kunckel. S ch a ff. 
Anlage X. 
Detitag, 
betreffend 


die Vereinigung des Gutsbezirkes Amalienau mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. einerſeits und dem Gutsvorſteher 
des Gutes Amalienau, Herrn Bruno Rich au, wird folgender Vertrag geſchloſſen: 


§ 1. 
Die Stadt Königsberg und der im Landkreiſe Königsberg belegene Guts⸗ 
bezirk Amalienau mit Ausnahme der nördlich des Landgrabens liegenden Teile 
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treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde 
Königsberg zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden rückſichtlich aller bürger⸗ 
lichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beider⸗ 
ſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


82. 

Vom Tage der Vereinigung an übernehmen die Gemeindebehörden der 
Stadt Königsberg in dem Gutsbezirk Amalienau die Verwaltung der Gemeinde— 
angelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen Ob⸗ 
liegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten des Gutsbezirkes 

malienau ein, welche zur Zeit der Vereinigung hinſichtlich des zun Eingemeindung 
beſtimmten Teiles desſelben durch Geſetz oder durch beſondere Rechtstitel des 
öffentlichen Rechtes begründet ſind. 
§ 3. 


Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Gutsbezirk Amalienau Wirkſamkeit, ſofern 
nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu 
Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten 
und Gemeindebeſchlüſſe in Amalienau erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch 
den Tag der Einführung zu beſtimmen. 


84. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung wird der Gutsbezirk 
Amalienau der Gemeinde Mittelhufen zugeſchlagen und bildet mit dieſer zuſammen 
ſo lange einen beſonderen Wahlbezirk, als die Gemeinde M::ielhufen einen ſolchen 
in Gemäßheit von § 4 des mit ihr von der Stadtgemeinde Königsberg ab- 
geſchloſſenen Eingemeindungsvertrags bildet. 

8 5. | 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Könige 
berg und des Gutsbezirkes Amalienau wird bei der kommunalen Vereinigung zu 
einem einzigen Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadtgemeinde Königsberg 
tritt mithin inſoweit in die zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden Vermögens⸗ 
rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Amalienau als Rechtsnachfolgerin 
ein und übernimmt insbeſondere auch die aus dem Beſtehen des Schul-, Wege, 

emen⸗ und Amtsverbandes dem Gutsbezirk Amalienau obliegenden Rechte und 
Pflichten, ſowie bei dem Ausſcheiden des Gutsbezirkes aus dem Landkreiſe Königs⸗ 
erg etwa zu übernehmenden Anteil an den Kreisſchulden. Von der Übernahme 
durch die erweiterte Stadtgemeinde iſt diejenige Schuld ausgeſchloſſen, welche der 
Gutsbezirk Amalienau zum Zwecke der Errichtung eines ſtaatlichen Gymnaſiums 
auf dem ehemaligen Pferderennplatz in Vorderhufen übernommen hat oder noch 
Geſet⸗Samml. 1905. (Nr. 10583) 17 
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übernehmen wird. Die Aufbringung der zur Verzinſung und Tilgung dieſer 
Schuld erforderlichen Beträge erfolgt durch Mehrbelaſtung der Grundeigentümer 
des Gutsbezirkes Amalienau gemäß § 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 oder durch Heranziehung der dortigen Intereſſenten zu Beiträgen 
gemäß § 9 desſelben Geſetzes. 

Die Auflöſung des Hufenſchulverbandes ſoll erſtrebt werden. 


$ 6. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten in Amalienau 
die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit der Maßgabe 
in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren die zu erhebende Grunderwerbsſteuer 
bei dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb der Gemeinde 
Amalienau liegen, eins vom Hundert des Wertes des veräußerten Grundſtücks 
mehr beträgt als die jeweilig in Königsberg zur Erhebung gelangende Grund- 
erwerbsſteuer. 

Es werden ferner von dieſem Zeitpunkt an im Gutsbezirk Amalienau die 
gleichen kommunalen Abgaben und Gebühren wie in Königsberg erhoben. Alle 
im Gutsbezirk Amalienau jetzt geltenden Beſtimmungen über das Gemeindeabgabe⸗ 
weſen treten mit dieſem Zeitpunkt außer Kraft. Ebenſo werden die re 
haltungen im Gutsbezirk Amalienau zur Leiſtung von Schulunterhaltungs⸗ 
beiträgen für die Hufenverbandsſchule vom Tage der Vereinigung an nicht mehr 


herangezogen. 
§ 7. 


Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung in Ama⸗ 
lienau ſoll erſt vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe dies erforder- 
lich machen werden Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei 
benutzten Grundſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der für 
Königsberg geltenden Polizeiverordnung vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ſtatt⸗ 
finden, als deren unſchädliche Beſeitigung auf andere Weiſe von ſeiten des Grund⸗ 
ſtückbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen Ausnahmen von der Anwendung des Königsberger 
Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 
30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für die zum Betriebe 
der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für die land⸗ 
hausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Alle vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 
1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten dies geſtatten. 


$ 8. 
Die Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. übernimmt die für den öffentlichen 
Verkehr beſtimmten in dem Gutsbezirk Amalienau zur Zeit der Eingemeindung 
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beſtehenden Wege als Gemeindeſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen entſprechende Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung auf den Gutsbezirk Amalienau übernimmt die Stadt Königsberg für 
die als Gemeindeſtraßen übernommenen Wege die Straßenreinigung in dem 
Umfange, wie ſolche bisher dem Gutsbezirk Amalienau oblag. Die damit ver⸗ 
3 Abfuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg 
eſorgt. 

$ 9. 

Die im Gutsbezirk Amalienau zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben nach der Eingemeindung bis auf weiteres unver⸗ 
ändert in Geltung; ihre Aufhebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des 
Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der 
erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen 
der Bewohner des mit Königsberg zu vereinigenden Teiles des Gutsbezirkes 
Amalienau dadurch nicht geſchädigt werden. Insbeſondere ſoll auf die in Amalienau 
außerhalb des Gebiets der Villenkolonie anzulegenden neuen Straßen, ſolange 
dieſelben in offener Bauweiſe — nicht mit geſchloſſenen Häuſerreihen — bebaut 
werden, nicht die Polizeiverordnung vom 13. Auguſt 1884, ſondern der § 18 
des zwiſchen der Stadtgemeinde Königsberg und der Königsberger Immobilien⸗ 
und Baugeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrags vom 22. Januar und 19. März 
1901 Anwendung finden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen ſoll durch vorſtehende Beſtimmungen aber nicht vorgegriffen werden. 

Für das Gelände nördlich von der Labiauer Bahn bis zum Landgraben 
wird die Stadtgemeinde, ſobald der Bebauungsplan für das Gelände von ihr 
feſtgeſtellt und genehmigt iſt, gegen den ortsſtatuariſchen Ausbau der Straßen 
(einschließlich Kanaliſations-, Gas⸗ und Waſſerregelung) auf Koſten der Königs⸗ 
berger Immobilien- und Baugeſellſchaft, der zeitigen Eigentümerin des Guts⸗ 
bezirkes Amalienau, nichts einzuwenden haben und ihr den Anſchluß an die 
ſtädtiſchen Leitungen gewähren. Jede anzulegende Straße oder Teilſtrecke der⸗ 
ſelben muß jedoch mit ihren beiden Endpunkten in bereits hergeſtellte Straßen 
einmünden. g 

$ 10. 

Die Vorſchriften der $$ 7 bis 9 dieſes Vertrags finden auf den von der 
Labiauer Eiſenbahn und den Mittelhufen begrenzten Teil des Gutsbezirkes 
Amalienau, welchen die Königsberger Immobilien- und Baugeſellſchaft zur Er⸗ 
richtung einer Villenkolonie beſtimmt hat (Gebiet der Villenkolonie Amalienau), 
nur inſoweit Anwendung, als in dem mit der Geſellſchaft abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trage vom 22. Januar und 19. März 1901, betreffend den Anſchluß der Villen⸗ 
kolonie Amalienau an die Kanaliſation, Waſſer- und Gasleitungen der Stadt 
Königsberg, für den Fall der Eingemeindung nichts anderes vereinbart iſt. 

* 
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§ 11. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand in Amalienau auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand in Amalienau, vom Tage 
der Vertragsſchließung ab, alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die recht⸗ 
lichen und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vor- 
ſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 


§ 12. 


Unter der Bezeichnung „Gutsbezirk Amalienau“ iſt in dieſem Vertrag 
überall derjenige Teil von Amalienau zu verſtehen, welcher nach § 1 des Ver⸗ 
trags der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


$ 13. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der ee im § 11 mit dem ge⸗ 
ſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. Er tritt außer Kraft, wenn die Ein⸗ 
gemeindung nicht bis 1. April 1905 erfolgt iſt. 

$ 14. 


Durch dieſen Vertrag wird der Eingemeindungsvertrag vom 22. Januar 
und 25. März 1901 aufgehoben. 


Amalienau, den 23. Dezember 1903. 
Der Gutsvorſteher. 


(Siegel. Richau. 
Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverfammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 
Königsberg, den 3. Mai 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Siegel) Körte. Kunckel. 
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* 
Anlage XI. 


Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung der Landgemeinde Mittelhufen mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Jwiſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, mit 
Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung, und der Gemeinde Mittelhufen, 
vertreten durch ihren Gemeindevorſtand, nach erfolgter Zuſtimmung der Gemeinde- 
vertretung zu Mittelhufen, wird nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


§ 1. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und die Gemeinde Mittelhufen unter Ausſchluß des 
im § 1 xñ des zwiſchen der Stadtgemeinde und dem Landkreiſe Königsberg abge⸗ 
ſchloſſenen Auseinanderſetzungsvertrags vom 1. Im 1903 näher beſchriebenen 
nördlichen Teiles treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung 
ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden von 
der Vereinigung ab rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie 
rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen Kommunalanftalten einander 
gleichgeſtellt. 


§ 2. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Mittelhufen. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg die Verwaltung der Gemeindeangelegen⸗ 
heiten und der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten 
auch in der Gemeinde Mittelhufen und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ein, welche den Gemeindebehörden zu Mittelhufen durch Geſetz oder durch beſonderen 
Rechtstitel zuſtehen oder obliegen. 

$ 3. 

Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. Zeitpunkt der Einführung. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatute 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg i. Pr. 
geltenden Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Mittelhufen Wirkſamkeit, ſofern nicht in 
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dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg 
hat zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe in Mittelhufen die erforderlichen Maßnahmen zu treffen ſowie den Tag 
der Einführung zu beſtimmen. d - 

Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden 
Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Mittelhufen ihre Geltung. Ausgenommen 
von der ſofortigen Einführung wird das Königsberger Ortsſtatut vom 12. Februar 
1896, betreffend die Sonntagsruhe. 


84. 
Beſondere Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg 
wird gleichzeitig in folgender Weiſe vermehrt: 

Sofort bei der Vereinigung beider Gemeinden treten fünf von der Ge 
meindevertretung zu Mittelhufen zu beſtimmende Gemeindeglieder, welche als 
Gemeindeverordnete im Sinne der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 
wählbar ſein müſſen, bis zum Ende des Kalenderjahrs, in welchem die nächſten 
regelmäßigen Ergänzungswahlen für die Königsberger Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung gemäß § 21 der Städteordnung ſtattfinden, in die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung zu Königsberg ein. 

Von da ab bildet die Gemeinde Mittelhufen für weitere ſechs Jahre im 
Verein mit den eingemeindeten Teilen von Lawsken, Rathshof, Amalienau, 
Vorderhufen, Tragheimsdorf, Maraunenhof und dem zur Stadt gehörigen Trag⸗ 
heimer Ausbau einen beſonderen Wahlbezirk, welcher für ſich ſechs Stadtverordnete 
zu wählen hat. 


§ 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Mittelhufengemeinde ſtehenden Beamten. 
Auflöſung des Hufenſchulverbandes. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Mittelhufen 
ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, die eine ihnen von dem Magiſtrat 
angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu übernehmen bereit ſind, 
gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und etwaigen Penſions⸗ 
anſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den Dienſt der 
Stadt Königsberg über. Ihre Verwendung in letzterem erfolgt nach Maßgabe 
ihrer Fähigkeiten und der im Gemeindedienſt ausgeübten Funktionen. Ihre Ein⸗ 
reihung in den für die Beamten der Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan 
ſoll baldtunlichſt herbeigeführt und ihnen bei der Gehaltsfeſtſetzung und bei etwaiger 
Penſionierung die in Mittelhufen verbrachte Dienſtzeit angerechnet werden. Der 
Gemeindevorſteher Lokau iſt als Standesbeamter dauernd in den Dienſt der 
Stadtgemeinde zu übernehmen. Sollte er zum Übertritt in den ſtädtiſchen Dienſt 
nicht bereit ſein, ſo iſt er nach Maßgabe ſeiner bisherigen Gehaltsbezüge für die 
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zur Zeit der Eingemeindung noch ausſtehende Dauer ſeiner Dienſtzeit mit einer 
entſprechenden Kapitalszahlung abzufinden. 

Desgleichen ſoll die Auflöſung des Hufenſchulverbandes erſtrebt, und 
ſobald ſie erfolgt iſt, die Umwandlung der Volksſchule zu Mittelhufen in eine 
ſtädtiſche Volksſchule ſowie eine angemeſſene Einordnung der Lehrerſtellen an der 
Schule in die Geſamtheit der Königsberger Schulſtellen bewirkt werden. Auch 
ſoll bei eintretendem Bedürfniſſe vorbehaltlich der Beſtimmung im § 6 auf die 
Errichtung einer Schule höherer Ordnung Bedacht genommen werden. 


§ 6. 


Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 


Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg i. Pr. und der Gemeinde Mittelhufen wird bei der kommunalen Vereinigung 
zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen; die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin 
in alle Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Mittelhufen als Rechts⸗ 
nachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere das Eigentum an dem der Gemeinde 
Mittelhufen gehörigen Armenhauſe ſowie andererſeits die Gemeindeſchulden und 
ferner die aus dem Beſtehen des Hufenſchulverbandes der Gemeinde Mittel- 
hufen obliegenden Rechte und Pflichten ſowie den bei dem Ausſcheiden aus dem 
Landkreiſe Königsberg etwa zu übernehmenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Von der Übernahme durch die erweiterte Stadtgemeinde iſt diejenige Schuld 
ausgeſchloſſen, deren Aufnahme in einem Betrage von 120 000 Mark oder einem 
ſolchen von 40 000 Mark zum Zwecke der Errichtung eines ſtaatlichen Gym⸗ 
naſiums die Gemeinde Mittelhufen beſchloſſen hat oder deren Aufnahme in einem 
anderen Betrage zu dieſem Zwecke von ihr etwa noch beſchloſſen werden ſollte. 
Die Aufbringung der zur Verzinſung und Tilgung dieſer Schuld erforderlichen 
Beträge erfolgt durch Mehrbelaſtung der Gemeinde Mittelhufen gemäß § 20 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, und zwar durch die Erhebung 
beſonderer Zuſchläge zu den Realſteuern. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


$ 7. 
Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten in Mittelhufen 
die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit der Maßgabe 
in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren die zu erhebende Grunderwerbs⸗ 
ſteuer bei dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb der 
Gemeinde Mittelhufen liegen, eins vom Hundert des Wertes des veräußerten 
Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig in Königsberg zur Erhebung gelan- 
gende Grunderwerbsſteuer. 


u 


Die jetzt in Mittelhufen geltenden Beſtimmungen über die Kommunal⸗ 
beſteuerung und das Abgabeweſen treten außer Kraft, jedoch bleiben die Be— 
ſtimmungen über Erhebung der Luſtbarkeitsſteuer von Tanzvergnügungen vor⸗ 
läufig in Geltung. 


Kanaliſation in Mittelhufen. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, ſofern der Anſchluß der 
Gemeinde Mittelhufen an das ſtädtiſche Kanalnetz nicht bereits vor der Vereinigung 
beider Gemeinden erfolgt ſein ſollte, im Laufe desjenigen Jahres, in welchem die 
Eingemeindung erfolgt, den Anſchluß des in das Hufenfreiwaſſer mündenden 
Kanals an den ſtädtiſchen Vorflutkanal zu bewirken und ſämtliche beſtehenden 
Entwäſſerungsanlagen der Gemeinde Mittelhufen, welche durchweg natürliches 
Gefälle haben, an das ſtädtiſche Kanalnetz anzuſchließen und die hierzu erforder⸗ 
lichen Anlagen betriebsfähig herzuſtellen, auch innerhalb 1½ Jahren nach erfolgter 
Eingemeindung den öſtlich der Brücke gelegenen Teil der Hauptſtraße in Mittel- 
hufen mit einem betriebsfähigen Entwäſſerungskanale zu verſehen. 

Dieſe Verpflichtungen werden aber nur unter der Vorausſetzung übernommen, 
daß die Verlegung des Kanals in der Hauptſtraße von den Berechtigten ohne 
erſchwerende Bedingungen geſtattet wird und daß der Anſchlußzwang an die 
öffentlichen Straßenkanäle für Mittelhufen in derſelben Weiſe wie in der für 
Königsberg erlaſſenen Volizeiverordnung vom 18. Mai 1895 ſichergeſtellt wird. 
Für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grundſtücke ſoll ein 
Zwang zur Einleitung der Fäkalien ſo lange nicht ſtattfinden, als deren un⸗ 
ſchädliche Beſeitigung auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers 
bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in Mittelhufen Ausnahmen von der Anwendung des 
Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, 
vom 30. Januar 1895 eintreten, ſofern deſſen Vorſchriften für die zum Betriebe 
der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke ſowie für die land⸗ 
hausmäßige Bebauung von Grundſtücken oder für die Entwäſſerung von Gärten 
unnötige Härten enthalten. 

Im übrigen ſollen die Beſtimmungen des vorgenannten Ortsſtatuts vom 
30. Januar 1895 auf diejenigen in Mittelhufen belegenen Grundſtücke, welche 
zur Zeit der Eingemeindung nach den in der Gemeinde Mittelhufen geltenden 
Vorſchriften bereits an die dortigen Straßenkanäle angeſchloſſen ſind, nur mit 
der Maßgabe Anwendung finden, daß etwaige Anderungen an den innerhalb 
der Grundſtücke belegenen Entwäſſerungseinrichtungen erſt verlangt werden dürfen, 
1 die menſchlichen Auswurfſtoffe (Fäkalien) den Straßenkanälen zugeführt 
werden. ö 

Die Königsberger Kanalgebührenordnung vom 25. Juni 1895 findet im 
Gebiete von Mittelhufen nur für die e ſolcher Kanäle Anwendung, welche 
an das allgemeine ſtädtiſche Kanalnetz von Königsberg angeſchloſſen ſind oder 
Teile desſelben bilden. 


Alle vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts— 
ſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 
1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten dies geſtatten. 

Für die Benutzung vorhandener Kanäle wird, ſolange als dieſelben an das 
allgemeine ſtädtiſche Kanalnetz von Königsberg noch nicht angeſchloſſen ſind oder 
noch nicht Teile desſelben bilden, eine Kanalgebühr nicht erhoben. 


99. 
Waſſerverſorgung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg erteilt die Genehmigung dazu, daß nach 
beiderſeitiger Vollziehung dieſes Vertrags und bereits vor der Vereinigung beider 
Gemeinden in allen Straßen von Mittelhufen, für welche die Genehmigung hierzu 
bisher noch nicht erteilt iſt, Waſſerleitungen im Anſchluß an das ſtädtiſche Waſſer⸗ 
werk hergeſtellt und die anliegenden Grundſtücke daran angeſchloſſen werden. Dieſe 
Genehmigung gilt als erloſchen, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 zur Ausführung gelangen ſollte. 

Im übrigen finden auf dieſelbe die Bedingungen des Vertrags vom 
23. Juli und 5. November 1897 Anwendung. Jedoch werden die von der Stadt 
Königsberg mit der Oſtdeutſchen Bank und dem Tiergartenverein über die Waſſer⸗ 
verſorgung ihrer im Gemeindebezirke Mittelhufen gelegenen Grundſtücke abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge durch vorſtehende Beſtimmung nicht berührt. 

Mit dem Zeitpunkte der Eingemeindung treten alle bezüglich der Waſſer⸗ 
lieferung zwiſchen den Gemeinden Königsberg und Mittelhufen abgeſchloſſenen 
Verträge außer Kraft; an ihre Stelle tritt das Ortsſtatut, betreffend die Über⸗ 
laſſung von Waſſer uſw. vom 14. Dezember 1900. 

Der Anſchlußzwang an die Waſſerleitung richtet ſich in Mittelhufen nach 
§5 des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen 
Grundſtücke, vom 30. Januar 1895, ſoweit die Grundſtücke an den Straßen⸗ 
kanal anzuſchließen ſind. 

Die Koſten noch zu legender Waſſerleitungsrohre werden in den nach den 
Ortsgeſetzen von Mittelhufen als anbaufähig übernommenen Straßen von der 
Stadtgemeinde Königsberg getragen, im übrigen von den Anliegern der noch 
mit Waſſerröhren zu belegenden Straßen nach Maßgabe des Königsberger Orts⸗ 
ſtatuts, betreffend die Anlegung öffentlicher Straßen und Plätze, vom 18. Juni 1895. 


§ 10. 
Straßenreinigung. Straßenunterhaltung und Beleuchtung. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf die Gemeindeſtraße in Mittelhufen über⸗ 
nimmt die Stadt Königsberg in Mittelhufen die Straßenreinigung in dem Um⸗ 
fange, wie ſolche bisher der Gemeinde Mittelhufen oblag. Die damit verbundene 
Abfuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 

Geſetz-Samml. 1905. (Nr. 10583.) 18 
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Alle Dritten obliegenden beſonderen Verbindlichkeiten hinſichtlich der Straßen⸗ 
reinigung und der Abfuhr werden durch vorſtehende Beſtimmungen nicht berührt. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich auch, für eine den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen entſprechende Befeſtigung und Beleuchtung der Straßen von Mittel- 
hufen Sorge zu tragen. 


. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Mittelhufen. 

Die in Mittelhufen zur Zeit der Vereinigung geltenden ortspolizeilichen 
Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Aufhebung und die 
Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit betrieben werden, 
als dies im Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde erforderlich wird. Insbeſondere 
bleiben die jetzt geltenden Beſtimmungen über die Schließung der Wirtshäuſer 
während des Hauptgottesdienſtes bis auf weiteres in Kraft. Dem Rechte des 
Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizeiverordnungen ſoll damit 
aber nicht vorgegriffen werden. 


$ 12. 
Vorbereitungen der Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit bis zur Vereinigung. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Mittelhufen auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg gegen eine angemeſſene Entſchädigung oder bei 
Bereithaltung von Hilfskräften durch den Magiſtrat ſchon vor dem Vereinigungs⸗ 
termin in der vom Magiſtrate gewünſchten Weſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Mittelhufen, vom Tage der 
Vertragsſchließung ab alle Maßnahmen, wodurch die gegenwärtig beſtehenden 
rechtlichen und finanziellen Verhältniſſe in Mittelhufen geändert werden, nur mit 
Zuſtimmung des Magiſtrats zu treffen, ſoweit ſie nicht durch die laufende Ver⸗ 
waltung der Gemeindeangelegenheiten geboten ſind. 

Zu neuen Fluchtlinienplänen und zur Aufnahme neuer Schulden iſt die 
Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich, ausgenommen die zum Bau eines 
AN in Mittelhufen aufzunehmenden 120000 Mark oder 40 000 Mark 
($ 6 Abſ. 2). 

Die für die Gemeinde Mittelhufen rechtsverbindlich feſtgeſtellten Flucht⸗ 
linienpläne ſollen ſeitens der Stadtgemeinde Königsberg ohne erhebliche Gründe 
nicht abgeändert werden. 


813. 


Als Gemeinde Mittelhufen gilt mit Ausnahme der Vorſchriften in § 5 
und § 12 Abſ. 2 nur derjenige Teil der Gemeinde Mittelhufen, welcher nach § 1 
und nach dem Auseinanderſetzungsvertrage zwiſchen der Stadtgemeinde und dem 
Landkreiſe Königsberg der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


> 


Dieſer Vertrag tritt, ſoweit vorſtehend nicht beſondere Vereinbarungen ge 
troffen ſind, mit dem geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der 
Grenzen des Stadt- und Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt iſt. 

8 14. 


Durch dieſen Vertrag wird der Eingemeindungsvertrag vom 7/19. Fe⸗ 
bruar 1900 aufgehoben. 


Vollzogen zufolge Beſchluſſes der Gemeindevertretung vom 28. De 
zember 1903. 


Mittelhufen, den 25. Februar 1904. 


Der Gemeindevorſtand. 


Siegel) Jul. Lokau, Gemeindevorſteher. 
W. Schalkau, Gemeindeſchöffe. Herm. Krantz, Gemeindeſchöffe. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 


Königsberg, den 3. Mai 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


(Siegel.) Körte. Kunckel. 
Aulage XII. 
Vertrag, 
betreffend 


die Vereinigung eines Teiles der Gemeinde Vorderhufen mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Duiſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 

der Gemeinde Vorderhufen, vertreten durch den Gemeindevorſtand, wird unter 

Zustimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg nach erfolgter Zu⸗ 

ſtimmung der Gemeindevertretung Vorderhufen nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 
18* 
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81. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und von der Gemeinde Vorderhufen der aus dem 
dieſem Vertrage beigehefteten Plane erſichtliche ſüdliche Teil bis zur Samland⸗ 
bahn, aber einſchließlich des ſüdlich derſelben liegenden Teiles von Ernſthof treten 
zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde 
Königsberg zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung 
ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich 
aller bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den 
beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 

Perſonen, welche in der Gemeinde Vorderhufen ehrenamtliche Dienſte ge- 
leiſtet haben, ſollen berechtigt ſein, ſich die verbrachte Dienſtzeit bei der Über⸗ 
nahme eines neuen Ehrenamts in der Stadtgemeinde Königsberg anrechnen 
zu laſſen. 

82. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Vorderhufen. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Vorderhufen die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaat⸗ 
lichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
zur Zeit den Gemeindebehörden zu Vorderhufen durch Geſetz oder durch beſondere 
Rechtstitel des öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


$ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Vorderhufen Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem 
Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg hat 
die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe in Vorderhufen erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag 
der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an 
verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Vorderhufen ihre 
Geltung. 

SA. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung gelten folgende Be— 
ſtimmungen: 

Sofort bei der Vereinigung beider Gemeinden tritt ein von der Gemeinde— 
vertretung zu Vorderhufen zu beſtimmendes Gemeindeglied, welches als Gemeinde— 
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verordneter im Sinne der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 wählbar 
fein muß, bis zum Ende des Kalenderjahrs, in welchem die nächſten regel 
mäßigen Ergänzungswahlen für die Königsberger Stadtverordnetenverſammlung 
gemäß § 21 der Städteordnung ſtattfinden, in die Stadtverordnetenverſammlung 
zu Königsberg ein. Von da ab bildet die Gemeinde Vorderhufen für weitere 
ſechs Jahre im Umfange des jetzigen Gemeindebezirkes in Gemeinſchaft mit den 
eingemeindeten Teilen von Mittelhufen, Tragheimsdorf, Lawsken, Rathshof, 
Amalienau, Maraunenhof und dem zur Stadt Königsberg gehörigen Trag— 
heimer Ausbau einen beſonderen Wahlbezirk, welcher für ſich ſechs Stadtverordnete 
zu wählen hat, die in dieſem Bezirke wohnen ſollen. 
225 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Gemeinde Vorderhufen ſtehenden Beamten. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Vorderhufen 
ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe 
ihrer Fähigkeiten angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu über 
nehmen bereit ſind, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und 
etwaigen Penſionsanſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in 
den Dienſt der Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für 
die Beamten der Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt 
herbeigeführt werden. 

Demgemäß werden die beiden Gemeindediener, welche neben freier Kleidung, 
der eine ein Einkommen von jährlich 900 Mark, der andere ein ſolches von 
600 Mark beziehen, unter Beibehaltung des beiden Teilen zuſtehenden Kündigungs⸗ 
rechts auf die Stadt übernommen. 

Dagegen erhält der bis zum 1. Oktober 1909 gewählte Gemeindevorſteher 
A. Krauſe, welcher in den Dienſt der Stadtgemeinde Königsberg nicht übertritt, 
beim Eintritte der Eingemeindung eine bare Entſchädigung ausgezahlt. Dieſelbe 
ſoll, wenn die Eingemeindung bereits am 1. April 1904 erfolgt, 5000 Mark 
(in Buchſtaben fünftauſend Mark), wenn ſie erſt am 1. April 1905 erfolgt, 
4000 Mark (in Buchſtaben viertauſend Mark) betragen. 

Die Auflöſung des Hufen⸗Schulverbandes ſoll erſtrebt, und ſobald ſie 
erfolgt iſt, die Umwandlung der Volksſchule zu Mittelhufen in eine ſtädtiſche 
Volksſchule, ſowie eine angemeſſene Einordnung der Lehrerſtellen an dieſer Schule 
in die Geſamtheit der Königsberger Schulſtellen bewirkt werden. 

Dabei wird ſeitens der Stadtgemeinde dafür eingetreten werden, daß das 
Abkommen wegen Auflöſung des Hufen⸗Schulverbandes auf der Grundlage 
erfolgt, daß der Stadtgemeinde das Schulgebäude zum Alleineigentum überlaſſen 
wird und ſie alle Schulden des Schulverbandes allein übernimmt. 8 

Bis zur anderweiten Regelung der Schulverhältniſſe find die von der Ein- 
gemeindung ausgeſchloſſenen Teile der Vorderhufen unter Befreiung von der 
Beitragsleiſtung für den Schulverband zur Mitbenutzung der Hufenſchule gegen 
Zahlung des für Königsberg jeweilig geltenden Gaſtſchulgeldes berechtigt. 
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$ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und der Gemeinde Vorderhufen wird bei der kommunalen Vereinigung zu 
einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt in 
alle Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Vorderhufen als Rechtsnachfolgerin 
ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus dem Landkreis 
auf die Gemeinde Vorderhufen fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verzichtet darauf, den nicht eingemeindeten 
Teil der Gemeinde Vorderhufen wegen des auf ihn etwa zu legenden Teiles der 
Gemeindeſchulen in Anſpruch zu nehmen, ſofern von der anderen Seite zu Gunſten 
der Stadt auf alle Rechte an dem Vermögen der Gemeinde Vorderhufen Verzicht 
geleiſtet wird. 

Die Stadtgemeinde iſt berechtigt, zur Aufbringung des zur Verzinſung 
und planmäßigen Tilgung der Schuld, welche die Gemeinde Vorderhufen als 
Beitrag für das auf den Hufen zu errichtende Gymnaſium aufnehmen wird, 
erforderlichen jährlichen Betrags der Gemeinde Vorderhufen gemäß § 20 des 
Kommunalabgabengeſetzes erhöhte Realſteuern oder gemäß § 9 desſelben den Be⸗ 
teiligten beſondere Beiträge aufzulegen. 


— 


15 
Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gemeindebezirk Vorderhufen die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden 
Abgaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei 
dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken „die innerhalb des jetzigen Be⸗ 
zirkes der Gemeinde Vorderhufen liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, 
die ein Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt als die 
jeweilig in Königsberg zur Erhebung argue Grunderwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt in Vorderhufen geltenden Beſtimmungen über die 
Kommunalbeſteuerung und das Abgabenweſen außer Kraft. Ebenſo werden die 
Haushaltungen in Vorderhufen zur Leiſtung von Schulunterhaltungsbeiträgen für 
die Hufenverbandsſchule vom Tage der Vereinigung nicht mehr herangezogen. 


$ 8. 
Kanaliſation und Waſſerleitung. 
Die Stadtgemeinde verpflichtet fich: 
a) die innerhalb des vom Allgemeinen Wohnungsbauverein errichteten 
Villenviertels beſtehenden Kanäle innerhalb ein und einhalb Jahren 
nach der Eingemeindung an das ſtädtiſche Kanalnetz anzuſchließen; 
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b) die Mozartſtraße, ſoweit fie noch nicht kanaliſiert iſt, und die Fuchs⸗ 
berger Chauſſee von der Labiauer Bahn bis zur Mozartſtraße innerhalb 
zweier Jahre nach der Eingemeindung mit einem Kanal und Waſſer⸗ 
leitung zu verſehen und den anliegenden Grundſtücken den Anſchluß 
daran zu gewähren. 


Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 ſo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in der Gemeinde Vorderhufen Ausnahmen von der 
Anwendung des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der 
ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vor⸗ 
ſchriften für die zum Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten 
Grundſtücke, ſowie für die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige 
Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 


8 9. 


Abernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 


Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die Verpflichtung, die für den 
öffentlichen Verkehr von der Gemeinde Vorderhufen als anbaufähig uͤbernommenen, 
im Gemeindebezirke von Vorderhufen zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden 
Straßen, nämlich die Mozart⸗, Beethoven, Bach, Weber, Haydn⸗, Schubert⸗ 
und Straußſtraße, ſoweit ſie bereits gepflaſtert ſind, die Schützenſtraße, die 
Hufenſtraße und die Fuchsberger Chauſſee, vorbehaltlich der beſtehenden Ver⸗ 
pflichtungen Dritter, zu unterhalten. Sie wird, ſoweit dies nach den von der 
Gemeinde mit Dritten abgeſchloſſenen Verträgen angeht, in dieſen Straßen inner⸗ 
halb zweieinhalb Jahren nach der Eingemeindung Gasrohre verlegen, auch die 
Fußwege der Fuchsberger Chauſſee bis zur Labiauer Bahn, ſowie der anderen 
obengenannten Straßen mit Flieſen oder Klinkern belegen. 

Die Stadtgemeinde übernimmt die Straßenreinigung in dem Umfange, 
wie die Gemeinde Vorderhufen ſie bisher gehandhabt hat. Bis zum Ablaufe 
des dritten Jahres nach der Entfeſtigung ſollen bei Einführung eines Ortsſtatuts 
über die Straßenreinigung die Eigentümer unbebauter Grundſtücke mit keinem 
höheren Beitrag als 20 Pf. für das laufende Meter Grundſtücksfront, die Eigen⸗ 
tümer bebauter Grundſtücke mit keinem höheren Beitrag als ein Drittel Prozent 
des Gebäudeſteuernutzungswertes zu den Straßenreinigungskoſten herangezogen 
werden. Bei teilweiſe bebauten Grundſtücken ſoll derjenige Satz, welcher den 
höheren Beitrag ergibt, zur Anwendung kommen. 
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$ 10. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Vorderhufen. 


Die in der Gemeinde Vorderhufen zur Zeit der Vereinigung geltenden 
ortspolizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf— 
hebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 
betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


§ 11. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein- 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Vorderhufen auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe gegen Erſtattung etwa entſtehender Unkoſten aus⸗ 
zuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Vorderhufen, vom Tage der Ver- 
tragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden ver- 
tragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


$ 12. 
Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 


813. 


Als Gemeinde Vorderhufen gilt mit Ausnahme der Vorſchriften in dem 
§ 11 Abſ. 2 nur derjenige Teil der jetzigen Landgemeinde Vorderhufen, welcher 
nach § 1 dieſes Vertrags der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


„5 N 
Vollzogen auf Grund des Gemeindebefchluffes vom heutigen Tage. 
Vorderhufen, den 16. März 1904. 
Der Gemeindevorſtand. 
Siegel) A. Krauſe. E. Mühlbrecht. S. Friſch. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 


Königsberg, den 3. Mai 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt und Reſidenzſtadt. 


Siegel.) Körte. Kunckel. 


Eingemeindungsvertrag, 
betreffend 


den Gutsbezirk Maraunenhof. 


Zuiſchen der Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. und dem Gutsvorſteher des Guts— 
bezirkes Maraunenhof, Regierungsbaumeiſter a. D. Franz Krah, wird nachſtehen— 
der Vertrag abgeſchloſſen. i 
Bi 
Die Stadtgemeinde Königsberg und der Gutsbezirk Maraunenhof, der 
letztere jedoch ausſchließlich des im § 1 zu m des zwiſchen der Stadt Königsberg 


und dem Landkreiſe Königsberg abgeſchloſſenen Auseinanderſetzungsvertrags vom 
55 Ja 1903 näher bezeichneten nördlichen Teiles, treten zu einer einzigen, unter 


einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen; ihre 
Gemeindeangehörigen werden rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten, 
ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen Kommunglanſtalten ein- 
ander gleichgeſtellt. 

82. 


Vom Tage der Vereinigung an übernehmen die Gemeindebehörden der 
Stadt Königsberg im Gebiete des Gutsbezirkes Maraunenhof die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen 
ſtaatlichen Obliegenheiten, und treten in alle diejenigen Rechte und Pflacten ein, 
welche zur Zeit der Vereinigung des Gutsbezirkes Maraunenhof infolge ſeiner 

Geſetz-Samml. 1905. (Nr. 10583.) 19 
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Eigenschaft als Gutsbezirk durch Gefe oder durch beſondere Rechtstitel des 
öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


§ 3. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg 
geltenden Gemeindebeſchlüſſe erhalten im Gutsbezirke Maraunenhof Wirkſamkeit, 
ſofern nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat 
zu Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Orts⸗ 
ſtatuten und Gemeindebeſchlüſſe im Gutsbezirke Maraunenhof erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. 

84. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung bildet der Gutsbezirk 
Maraunenhof mit der Gemeinde Mittelhufen und den anderen derſelben zu- 
geſchlagenen Vororten und Stadtteilen für die nächſte Wahlperiode nach der 
Eingemeindung einen beſonderen Wahlbezirk gemäß den Beſtimmungen im $ 4 
des zwiſchen der Stadtgemeinde Königsberg und der Gemeinde Mittelhufen ab- 

geſchloſſenen Eingemeindungsvertrags. 


555 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königsberg 
und des Gutsbezirkes Maraunenhof wird bei der kommunalen Vereinigung zu. 
einem einzigen Ganzen verſchmolzen; die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin in 
die Vermögensrechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Maraunenhof als 
Rechtsnachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch die aus dem Beſtehen 
des Schul⸗, Wege-, Armen⸗ und Amtsverbandes dem Gutsbezirke Maraunenhof 
obliegenden Rechte und Pflichten, ſowie den bei dem Ausſcheiden des Gutsbezirkes 
aus dem Landkreiſe Königsberg etwa zu übernehmenden Anteil an den Kreisſchulden. 


6. 
REN 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten in Maraunenhof 
die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit der Maßgabe 
in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren die zu erhebende Grunderwerbs⸗ 
ſteuer bei dem Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb der 
Gemeinde Maraunenhof liegen, eins vom Hundert des Wertes des veräußerten 
Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig in Königsberg zur Erhebung ge 
langende Grunderwerbsſteuer. Dagegen treten die im Gutsbezirke Maraunenhof 
geltenden Vorſchriften über das Abgabeweſen uſw. außer Kraft. 


§7. 
Die im Gutsbezirke Maraunenhof zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf- 
hebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 
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betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


§ 8. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand in Maraunenhof auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsvorſtand in Maraunenhof, vom Tage 
der Vertragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die recht⸗ 
lichen und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vor⸗ 
ſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

89. 

Als Gutsbezirk Maraunenhof gilt nur derjenige Teil von Maraunenhof, 
welcher nach dem im § 1 angeführten Auseinanderſetzungsvertrage der Ein⸗ 
gemeindung unterworfen werden ſoll. 

8 § 10. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmungen im § 8 mit dem ge 
ſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt iſt. 

§ 11. 

Durch dieſen Vertrag wird der Eingemeindungsvertrag vom 13. April 

1901 aufgehoben. 


Königsberg, den 5. Januar 1904. 
Für die Königsberger Terrain⸗Aktiengeſellſchaft Oberteich⸗Maraunenhof. 


Siegel.) Kra h N 
zugleich Gutsvorſtand des Gutsbezirkes Maraunenhof. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 
Königsberg, den 3. Mai 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
(Siegel) Körte. Kunckel. 
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Aulage XIV. 


Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung eines Teiles der Gemeinde Schönfließ mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
der Gemeinde Schönfließ im Landfreife Königsberg i. Pr., vertreten durch ihren 
Gemeindevorſtand, wird unter Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu 
Königsberg und der Gemeindevertretung von Schönfließ nachſtehender Vertrag 
abgeſchloſſen. 
81. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

Die Stadt Königsberg und von der Landgemeinde Schönfließ der auf 
dem rechten Ufer des alten Pregels belegene Teil und der ſüdlich des alten 
Pregels zu beiden Seiten der Chauſſee nach Pr. Eylau belegene Teil, nördlich 
der Eiſenbahnſtrecke der Königlichen Oſtbahn und weſtlich der die Chauſſee nach 
Neuendorf bei Station 3,8 + 89 ſchneidenden Beſitzgrenze mit Ausſchluß des 
Eiſenbahndamms, jedoch mit Einſchluß der an dieſe beiden Teile angrenzenden 
Strecken des Pregelfluſſes treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Ver⸗ 
waltung ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen 
werden von der Vereinigung ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes 
feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie rückſichtlich 
der Teilnahme an den beiderſeitigen Kommunalanftalten einander gleichgeſtellt. 


82. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in der Gemeinde Schönfließ. 
Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in der Gemeinde Schönfließ die Ver- 
waltung der Gemeindeangelegenheiten ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zuge— 
wieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und 
Pflichten ein, welche zur Zeit der Vereinigung den Gemeindebehörden zu Schön— 
fließ durch Geſetz oder durch beſondere Rechtstitel des öffentlichen Rechtes zuſtehen 
oder obliegen. 
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83. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 


Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg gelten⸗ 
den Gemeindebeſchlüſſe erhalten in der Gemeinde Schönfließ Wirkſamkeit, ſofern 
nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu 
Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten 
und Gemeindebeſchlüſſe in der Gemeinde Schönfließ erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der 
Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeinde— 
beſchlüſſe in der Gemeinde Schönfließ ihre Geltung. 


$ 4. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung wird der Gemeinde— 
bezirk Schönfließ der Gemeinde Ponarth zugeſchlagen und bildet mit dieſer und 
den ſonſtigen ſüdlich des Pregels liegenden eingemeindeten Vororten und Teilen 
ſolcher zuſammen ſo lange einen beſonderen Wahlbezirk, als letztere einen ſolchen 
in Gemäßheit des mit ihr von der Stadtgemeinde Königsberg abgeſchloſſenen 
Eingemeindungsvertrags bildet. 

8 5. 
Regelung der Schulverhältniſſe. 

Die Abtrennung des mit der Stadtgemeinde zu vereinigenden Teiles der 
Landgemeinde Schönfließ von dem Schulverbande Schönfließ ſoll erſtrebt werden. 
Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, den zur Deckung der Koſten für die Schule 
einſchließlich der Schulbaulaſten erforderlichen Beitrag nach Verhältnis der in 
dem mit der Stadtgemeinde zu vereinigenden Teile und der in der Reſtgemeinde 
zur Zeit der Eingemeindung vorhandenen Haushaltungen ſo lange zu leiſten, als 
die ſchulpflichtigen Kinder aus dem einzugemeindenden Teile nicht nach einer 
ſtädtiſchen Schule übernommen ſind, ſondern die Schule in Schönfließ beſuchen. 


$ 6. 
Auseinanderfegung wegen des Vermögens, der Armenlaſten und ſonſtigen Verpflichtungen. 

Die Landgemeinde Schönfließ verbleibt im Eigentume der Dorfſchmiede, 
des Armenhauſes und der Dorfſpritze ſowie aller Rechte an dem in dem einzu— 
gemeindenden Teile gelegenen Dungabladeplatze. 

Die in dem einzugemeindenden Teile gelegenen Dorfwege, Gräben uſw. 
ehen, unter Aufrechterhaltung aller zur Zeit beſtehenden Benutzungsrechte der 
zrundbeſitzer in das Eigentum der Stadtgemeinde über. 

Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, den Anteil an den Armengeldunter— 
ſtützungen für diejenigen Perſonen, welche bis zum Tage der Eingemeindung in 
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Schönfließ der öffentlichen Ortsarmenpflege anheimgefallen find, derſelben nach 
Verhältnis der Anzahl der Haushaltungen (wie nach $ 5) zu erſtatten und über⸗ 
nimmt auch den bei dem Ausſcheiden aus dem Landkreis auf die Gemeinde 
Schönfließ fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird durch dieſen Vertrag nicht berührt, muß 
vielmehr den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


83 
Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Eingemeindung treten für den eingemeindeten Teil von 
Schönfließ die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit der 
Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem Übergange des 
Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes der Gemeinde 
Schönfließ liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die 1 Prozent des 
Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt als die jeweilig in Königsberg 
zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt in der Gemeinde Schönfließ geltenden Beſtimmungen 
über die Kommunalbeſteuerung und das Abgabeweſen außer Kraft. 


$ 8. 
Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Ge⸗ 
meindebezirke Schönfl ieß ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe 
dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ftattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in der Gemeinde Schönfließ Ausnahmen von der An⸗ 
wendung des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen 
Grundſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für 
die zum Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, 
ſowie für die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten 
enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 


89. 
Abernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 


Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im Gemeindebezirke Schönfließ zur Zeit der Eingemeindung be 
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ſtehenden Gemeindeſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrsbedürfniſſen 
entſprechende Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf die Gemeinde Schönfließ übernimmt die 
Stadt Königsberg in der letzteren die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher der Gemeinde Schönfließ oblag. Die damit verbundene Abfuhr 
wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


§ 10. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf die Gemeinde Schönfließ. 


Die in der Gemeinde Schönfließ zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf⸗ 
hebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 
betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. Insbeſondere ſoll die Benutzung des Dungabladeplatzes 
bis auf weiteres geſtattet ſein. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


Er 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Schönfließ auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe gegen Erſtattung der Koſten auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Schönfließ vom Tage der Ver⸗ 
tragsſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden ver- 
tragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


§ 12. 

N Termin der Vereinigung. 

Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem ge 
ſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 
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SR, 
Als Gemeinde Schönfließ gilt mit Ausnahme der Vorſchriften im $ 6 - 
Abſ. 1 und im § 11 Abſ. 2 nur derjenige Teil der Landgemeinde Schönfließ, 
welcher nach § 1 dieſes Vertrags der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


Vollzogen auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung vom 
30. Juni 1904. 


Schönfließ, den 1. Juli 1904. 
Siegel) Steinortt, Gemeindevorſteher. Borchert. 
Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 


16. Auguſt 1904 Nr. 626. 
Königsberg, den 24. Auguſt 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Siegel) Körte. Schaff. 


Anlage XV. 
Vertrag, 


betreffend 


die Vereinigung eines Teiles des Gutsbezirkes Speichersdorf mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Gutsbezirke Speichersdorf im Landkreiſe Königsberg, vertreten durch den 
Gutsvorſteher Dr. Steinert, wird unter Zuſtimmung der Stadtverordneten— 
verſammlung zu Königsberg nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


I. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 


und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 


Die Stadt Königsberg und von dem Gutsbezirke Speichersdorf der zwiſchen 
Ponarth und Roſenau belegene Teil, der ſüdlich von einer die Aweyder Chauſſee 
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bei Station 4,1 +48 ſchneidenden, die Feldmarkgrenze von Ponarth zirka 100 Meter 
ſüdlich des Weges Speichersdorf-Ponarth treffenden Linie begrenzt wird, treten 
zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde 
Königsberg zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung 
ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den 
beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


8 2. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Speichersdorf. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 
Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg im Gutsbezirke Speichersdorf die Ver⸗ 
waltung der Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zu- 
gewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und 
Pflichten ein, welche zur Zeit der Vereinigung dem Gutsbezirke Speichersdorf 
durch Geſetz oder durch beſondere Rechtstitel des öffentlichen Rechtes zuſtehen oder 
obliegen. 
83. 


Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 


Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Gutsbezirke Speichersdorf Wirkſamkeit, ſofern 
nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu 
Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten 
und Gemeindebeſchlüſſe in dem Gutsbezirke Speichersdorf erforderlichen Maf- 
nahmen zu treffen, auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage 
der Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeinde— 
beſchlüſſe in dem Gutsbezirke Speichersdorf ihre Geltung. 


84. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung wird der Gutsbezirk 
Speichersdorf der Gemeinde Ponarth zugeſchlagen und bildet mit dieſer und den 
ſonſtigen ſüdlich des Pregels eingemeindeten Vororten und Teilen ſolcher zuſammen 
ſo lange einen beſonderen Wahlbezirk, als letztere einen ſolchen in Gemäßheit des 
mit ihr von der Stadtgemeinde Königsberg abgeſchloſſenen Eingemeindungs⸗ 
vertrags bildet. 

95. 


Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes ſtehenden Beamten. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Gutsbezirkes Speichersdorf 
ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe 
ihrer Fähigkeiten angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu über— 
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nehmen bereit find, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und etwaigen 
Penſionsanſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den Dienft 
der Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für die Beamten 
der Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt herbeigeführt 
werden. 

Desgleichen ſoll die Abtrennung von dem Schulverband Aweyden erſtrebt 
werden. 


§ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Speichersdorf wird bei der kommunalen Vereinigung 
zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt 
mithin in alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Speichersdorf als 
Rechtsnachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden 
aus dem Landkreis auf den Gutsbezirk Speichersdorf fallenden Anteil an den 
Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


§ 7. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 


Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den Guts⸗ 
bezirk Speichersdorf die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben 
mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem Über- 
gange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes des 
Gutsbezirkes Speichersdorf liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die 
1 Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt als die jeweilig 
in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt in dem Gutsbezirke Speichersdorf geltenden Be⸗ 
ſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und das Abgabenweſen außer Kraft. 
Ebenſo werden die Haushaltungen in dem Gutsbezirke Speichersdorf zur Leiſtung 
von Schulunterhaltungsbeiträgen für die in Aweyden liegende Verbandsſchule 
vom Tage der Vereinigung nicht mehr herangezogen. 


8 8. 
Einführung der Kanaliſation. 
Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Guts⸗ 


bezirke Speichersdorf ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe 
dies erforderlich machen werden. 


Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
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vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in dem Gutsbezirke Speichersdorf Ausnahmen von der 
Anwendung des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der 
ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vor⸗ 
ſchriften für die zum Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten 
Grundſtücke, ſowie für die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige 
Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

59 

Übernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im Gutsbezirke Speichersdorf zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden 
Gemeindeſtraßen und verpflichtet fi), für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende 
Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Speichersdorf übernimmt die 
Stadt Königsberg in demſelben die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
ſolche bisher dem Gutsbezirke Speichersdorf oblag. Die damit verbundene Ab— 
fuhr wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


§ 10. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Speichersdorf. 


Die in dem Gutsbezirke Speichersdorf zur Zeit der Vereinigung geltenden 
ortspolizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf- 
ebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur infoweit 
betrieben werden „als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


§ 11. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

%. Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsftatuten und Steuern erforderlichen 

orbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher von Speichersdorf auf Erſuchen 
M. Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 

agiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 
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Desgleichen verpflichtet fich der Gutsbezirk Speichersdorf vom Tage der 
Vertragſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen 
und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden 
vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


812. 


Termin der Vereinigung. 


Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 

§ 13. 

Als Gutsbezirk Speichersdorf gilt mit Ausnahme der Vorſchriften im § 11 
Abſ. 2 nur derjenige Teil des jetzigen Gutsbezirkes Speichersdorf im Landkreiſe 
Königsberg i. Pr., welcher nach § 1 dieſes Vertrags der Eingemeindung unter⸗ 
worfen werden ſoll. 


Speichersdorf, den 17. März 1904. 


Der Gutsvorſtand. 


(Siegel.) Dr. Steinert. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 


Königsberg, den 3. Mai 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
(Siegel) Körte. Kunckel. 
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Anlage XVI. 


Merlbag, 


betreffend 


die Vereinigung des Gutsbezirkes Carolinenhof mit der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. 


Zwischen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
dem Gutsbezirke Carolinenhof im Landkreiſe Königsberg, vertreten durch den 
Gutsvorſteher Kleiß, wird unter Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung 
zu Königsberg nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


$1. 

Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 

5 Die Stadt Königsberg und der Gutsbezirk Carolinenhof treten zu einer 
einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde Königsberg 
zuſammen; ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung ab, ſoweit 
durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller bürger⸗ 
lichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beiderſeitigen 
Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


8 2. 
Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Carolinenhof. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 
Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Carolinenhof die Verwaltung der 
Hemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaat⸗ 
lichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, 
welche zur Zeit dem Gutsbezirke Carolinenhof infolge ſeiner Eigenſchaft als 
Gutsbezirk durch Geſetz oder durch beſondere Rechtstitel des öffentlichen Rechtes 
zuſtehen oder obliegen. 
§ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 
Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
> die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg gelten⸗ 
en Gemeindebeſchlüſſe erhalten im Gutsbezirke Carolinenhof Wirkſamkeit, ſofern 


nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu 
Königsberg hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten 
und Gemeindebeſchlüſſe im Gutsbezirke Carolinenhof erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, auch den Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der 
Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeinde- 
beſchlüſſe im Gutsbezirke Carolinenhof ihre Geltung. 


SA. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 


Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung bildet der Gutsbezirk 
Carolinenhof mit Kalthof und den ſonſtigen Ortſchaften und Gutsbezirken be- 
ziehungsweiſe Teilen von ſolchen, welche nördlich des Pregels und öſtlich des 
Oberteichs mit der Stadtgemeinde Königsberg vereinigt werden ſollten, fo lange 
einen beſonderen Wahlbezirk, als Kalthof einen beſonderen Wahlbezirk bildet. 


9 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes Carolinenhof ſtehenden Beamten. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Gutsbezirkes Carolinenhof 
ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe ihrer 
Fähigkeiten angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu übernehmen 
bereit ſind, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Gehalts- und etwaigen 
Penſionsanſprüchen, welche ſie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den 
Dienſt der Stadt Königsberg über. Die Einreihung derſelben in den für die 
Beamten der Stadt Königsberg gültigen Beſoldungsplan ſoll baldtunlichſt herbei⸗ 
geführt werden. 

8 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Carolinenhof wird bei der kommunalen Vereinigung 
zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde (§ 1) tritt 
mithin in alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Carolinenhof als 
Rechtsnachfolgerin ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden 
aus dem Landkreis auf den Gutsbezirk Carolinenhof fallenden Anteil an den 
Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


§7. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 


Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gutsbezirk Carolinenhof die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden 
Abgaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei 


—— 
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dem Übergange des Eigentums von Grundftüden, die innerhalb des jetzigen 
Bezirkes des Gutsbezirkes Carolinenhof liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben 
iſt, die 1 Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die 
jeweilig in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

Die Haushaltungen in Carolinenhof werden zur Leiſtung von Schulunter⸗ 
haltungsbeiträgen für die Schule in Kalthof vom Tage der Vereinigung nicht 
mehr herangezogen. 

88. 
Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Guts⸗ 
bezirke Carolinenhof ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe 
dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 ſo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtückbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen im Gutsbezirke Carolinenhof Ausnahmen von der An⸗ 
wendung des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen 
Grundſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vorſchriften für 
die zum Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, 
3 für die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten 
enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geftatten. 

89. 
Abernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im Gutsbezirke Carolinenhof zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden 
Gemeindeſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrsbeduͤrfniſſen ent⸗ 
ſprechende Beleuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
die gung vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Carolinenhof übernimmt 
die Stadt Königsberg in demſelben die Straßenreinigung in dem Umfange, wie 
folche bisher dem Gutsbezirk oblag. Die damit verbundene Abfuhr wird gleichfalls 
für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


810. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Carolinenhof. 
Die im Gutsbezirke Carolinenhof zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf— 
ebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 


E 


betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


811. 

Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher zu Carolinenhof auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher von Carolinenhof, vom Tage 
der Vertragſchließung ab alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen 
und finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden 
vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


912. 


Termin der Vereinigung. 


Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im § 11 mit dem ge⸗ 
ſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt- und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 


Carolinenhof bei Kalthof, Oſtpr., den 22. Auguſt 1903. 


Der ſtellvertretende Gutsvorſteher. 
(Siegel.) Kleiſt. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
26. April 1904 Nr. 403. 


Königsberg, den 3. Mai 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
Siegel.) Körte. Kunckel. 
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Dertrag, 


betreffend 


die Vereinigung eines Teiles des Gutsbezirkes Liep mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Jviſchen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und dem 
Gutsbezirke Liep „vertreten durch feinen ſtellvertretenden Gutsvorſteher, Adminiſtrator 

eller, wird unter Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


A. 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 
ze Die Stadt Königsberg und die nachbenannten Teile des Gutsbezirkes Liep, 
nämlich: 

1. die vor dem Sackheimer Tore liegende Exklave, 

2. die zu beiden Seiten der Chauſſee nach Arnau, weſtlich des von 

Station 3, + 00 der Chauſſee nordwärts führenden Weges liegenden 
Teile einſchließlich dieſes Weges, 

3. die Chauſſee ſelbſt bis Station 3,5 + 23, 

4. die ſüdlich der Chauſſee in die ſtädtiſche Feldmark einſpringende Fläche 
treten u einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung ſtehenden Gemeinde 
Königsberg zuſammen, ihre Gemeindeangehörigen werden von der Vereinigung 
ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſtgeſetzt iſt, rückſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Teilnahme an den beider: 
eitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


$ 2. 

Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Liep. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 
6 Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
emeindebehörden der Stadt Königsberg im Gutsbezirke Liep die Verwaltung 
5 Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen 
aattichen Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, 
. zur Zeit der Vereinigung dem Gutsbezirke Liep durch Geſetz oder durch 
eſondere Rechtstitel des öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 
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$ 3. 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalter in dem Gutsbezirke Liep Wirkſamkeit, ſofern nicht in 
dieſem Vertrag etwa Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg 
hat die zum Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe in dem Gutsbezirke Liep erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den 
Tag der Einführung zu beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben 
an verlieren die entſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in dem Guts⸗ 
bezirke Liep ihre Geltung. 

SA. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 


Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung wird der Gutsbezirk 
Liep der Gemeinde Kalthof zugeſchlagen und bildet mit dieſer und mit den ſonſtigen 
zu dieſem Zwecke derſelben zugewieſenen eingemeindeten Vorortsteilen zuſammen 
ſo lange einen beſonderen Wahlbezirk, als letztere einen ſolchen in Gemäßheit des 
mit ihr von der Stadtgemeinde Königsberg abgeſchloſſenen Eingemeindungsver⸗ 
trags bildet. 

8 5. 

Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte des Gutsbezirkes ſtehenden Beamten. 

Beamte des Gutsbezirkes Liep ſind von der Stadtgemeinde nicht zu über⸗ 
nehmen; doch verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, an den ſtellvertretenden Guts⸗ 
vorſtand von Liep 1000 Mark als Entſchädigung für den Einkommensverluſt, 
den er durch die Eingemeindung erleidet, zu zahlen. 

Das Ausſcheiden des eingemeindeten Teiles aus dem Schulverbande Liep 
ſoll erſtrebt werden und die infolge davon etwa erforderliche Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Beteiligten nach den beſtehenden Vorſchriften erfolgen. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, für jedes in dem ein⸗ 
gememdeten Teile wohnende ſchulpflichtige Kind, das die Schule von Liep in der 
Zeit bis zur Auflöſung des Schulverbandes beſucht, ein Schulgeld von 2 Mark 
monatlich zu zahlen. Der Schulverband Liep iſt jedoch nicht verpflichtet, mehr 
als 50 ſchulpflichtige Kinder aus dem eingemeindeten Teile aufzunehmen, vielmehr 
hat die Stadtgemeinde die Verpflichtung, für den Schulunterricht der überſchießen⸗ 
den Anzahl zu ſorgen. 

$ 6. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königs⸗ 
berg und des Gutsbezirkes Liep wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem 
einzigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt mithin in 


1 


alle Rechte und Verbindlichkeiten des Gutsbezirkes Liep als Rechtsnachfolgerin ein 
und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus dem Landkreis 
auf den Gutsbezirk Liep fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Wegen der Armenlaſten wird feſtgeſetzt, daß die Stadtgemeinde Königs⸗ 
berg diejenigen bis zum 1. April 1905 der öffentlichen Armenpflege in Liep anheim⸗ 
gefallenen Perſonen zu übernehmen hat, welche bei Eintritt der Unterſtützungs⸗ 
bedürftigkeit in dem einzugemeindenden Teile von Liep ihre Wohnung hatten und 
daß die Armenpflege für die übrigen Ortsarmen dem Gutsbezirke Liep allein obliegt. 

Das Stiftungsvermögen wird durch dieſen Vertrag nicht berührt, muß 
vielmehr den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


87. 

Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den Guts⸗ 
bezirk Liep die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Abgaben mit 
der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem Über- 
ange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes des 

utsbezirkes Liep liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben ift, die 1% des Wertes 
des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig in Königsberg zur 
Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

2 Dagegen treten die jetzt in dem Gutsbezirke Liep geltenden Beſtimmungen 
über die Kommunalbeſteuerung und das Abgabenweſen außer Kraft. Ebenſo 
werden die Haushaltungen in dem Gutsbezirke Liep zur Leiſtung von Schulunter⸗ 
haltungsbeiträgen für die Verbandsſchule in Liep vom Tage der Vereinigung 
nicht mehr herangezogen. 
§8. 
Einführung der Kanaliſation. 

Mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſerleitung im Guts⸗ 
bezirke Liep ſoll vorgegangen werden, wenn die Bebauungsverhältniſſe dies er⸗ 
forderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund» 

cke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 fo lange nicht ſtattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen ſollen in dem Gutsbezirke Liep Ausnahmen von der Anwendung 

des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der ſtädtiſchen Grund- 

ücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, infofern deſſen Vorſchriften für die zum 

Letiebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten Grundſtücke, ſowie für 

ie landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 

ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur ſo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

21° 
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8 9. 
Übernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. Straßenbeleuchtung. Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt die für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmten, im Gutsbezirke Liep zur Zeit der Eingemeindung beſtehenden Gemeinde⸗ 
ſtraßen und verpflichtet ſich, für eine den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Be⸗ 
leuchtung derſelben Sorge zu tragen. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Straßen⸗ 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf den Gutsbezirk Liep übernimmt die Stadt 
Königsberg in dem Gutsbezirke Liep die Straßenreinigung in dem Umfange, 
wie ſolche bisher dem Gutsbezirke Liep oblag. Die damit verbundene Abfuhr 
wird gleichfalls für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 


$ 10. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Liep. 


Die in dem Gutsbezirke Liep zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf: 
hebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 
betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen Intereſſen feiner Bewohner dadurch 
nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


§ 11. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Swifchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erforderlichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gutsvorſteher von Liep, auf Erſuchen des 
Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen. 

Desgleichen verpflichtet ſich der Gutsbezirk Liep vom Tage der Vertrags- 
ſchließung ab, alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden 
. Verpflichtungen eingegangen ſind. 

Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien iſt 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


$ 12. 
Termin der Vereinigung. 
Dieſer Vertrag tritt vorbehaltlich der Beſtimmung im $ 11 mit dem 


geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt⸗ und 
des Landkreiſes Königsberg in Kraft. 
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Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905 erfolgt. 

Als Gutsbezirk Liep gilt mit Ausnahme der Vorſchriften im § 11 Abſ. 2 
nur derjenige Teil des jetzigen Gutsbezirkes Liep im Landkreiſe Königsberg i. Pr., 
welcher nach § 1 dieſes Vertrags der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


Liep, den 22. Juni 1904. 
Der ſtellvertretende Gutsvorſtand. 


(Siegel.) Teller. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
28. Juni 1904 Nr. 597. 


Königsberg, den 5. Juli 1904. 
Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 


(Siegel) Kunckel. Schaff. 
Anlage XVIII. 
Vertrag, 
betreffend 


die Vereinigung eines Teiles der Gemeinde Kalthof mit der 
Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. 


Jvwichen der Stadtgemeinde Königsberg, vertreten durch ihren Magiſtrat, und 
der Gemeinde Kalthof, vertreten durch den Gemeindevorſtand, wird unter Zu- 
immung der Stadtverordnetenverſammlung zu Königsberg und der Gemeinde⸗ 
vertretung zu Kalthof nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


K 
Umfang der Vereinigung. Gleichſtellung der beiderſeitigen Angehörigen hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten in der erweiterten Gemeinde. 
Gi Die Stadt Königsberg und die Gemeinde Kalthof, mit Ausnahme der 
üter Borkenhof, Neuhof und Devau, alſo die in dem Auseinanderſetzungs⸗ 
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vertrage zwiſchen der Stadtgemeinde und dem Landkreiſe Königsberg vom 
17. Juni 1903 § 1 zu o bezeichneten, aus dem beigehefteten Plane erſichtlichen 
Teile von Kalthof treten zu einer einzigen, unter einer gemeinſamen Verwaltung 
ſtehenden Gemeinde Königsberg zuſammen. Ihre Gemeindeangehörigen werden 
von der Vereinigung ab, ſoweit durch dieſen Vertrag nicht etwas anderes feſt⸗ 
geſetzt iſt, rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie rückſichtlich 
der Teilnahme an den beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander gleichgeſtellt. 


$ 2. 

Aufhören der beſonderen Gemeindebehörden in Kalthof. Geſtaltung der Polizeiverwaltung. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden an übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Königsberg in Kalthof die Verwaltung der Ge 
meindeangelegenheiten ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten und treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche zur 
Zeit den Gemeindebehörden zu Kalthof durch Geſetz oder durch beſondere Rechts- 
titel des öffentlichen Rechtes zuſtehen oder obliegen. 


5 
Einführung der Königsberger Verwaltungsnormen. 

Die in Königsberg am Tage der Eingemeindung beſtehenden Ortsſtatuten 
und die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Königsberg geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Kalthof Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem Vertrag 
etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Der Magiſtrat zu Königsberg hat die zum 
Zwecke der Einführung der Königsberger Ortsſtatuten und Gemeindebeſchlüſſe in 
Kalthof erforderlichen Maßnahmen zu treffen, auch den Tag der Einführung zu 
beſtimmen. Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren die ent⸗ 
ſprechenden Statuten und Gemeindebeſchlüſſe in Kalthof ihre Geltung. 


84. 
Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung. 

Für die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung gelten folgende Be» 
ſtimmungen: 

Sofort bei der Vereinigung beider Gemeinden treten zwei von der Gemeinde⸗ 
vertretung zu Kalthof zu wählende Gemeindemitglieder, welche als Gemeinde⸗ 
verordnete nach der Landgemeindeordnung vom 3. Juni 1891 wählbar ſein 
müſſen, bis zum Ende des Jahres 1906 in die Stadtverordnetenverſammlung 
zu Königsberg ein. Von da ab bildet der eingemeindete Teil von Kalthof einen 
beſonderen Wahlbezirk für weitere ſechs Jahre, welcher drei Stadtverordnete zu 
wählen hat, die in dieſem Wahlbezirke wohnen ſollen. Dem Magiſtrate bleibt 
jedoch vorbehalten, mit dieſem Wahlbezirke noch die eingemeindeten Teile von 
Löbenicht⸗Ziegelhof, Carolinenhof und Liep zu vereinigen. 
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8 5. 
Regelung der Verhältniſſe der im Dienſte der Gemeinde Kalthof ſtehenden Beamten. 

Die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes im Dienſte der Gemeinde Kalthof 

ſtehenden Gemeindebeamten und Bedienſteten, welche eine ihnen nach Maßgabe 
ihrer Fähigkeiten angewieſene Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung zu über⸗ 
nehmen bereit ſind, gehen von dieſem Zeitpunkt an mit den Einkommens⸗ und 
ee Penſionsanſprüchen, welche fie zur Zeit der Eingemeindung haben, in 
den Dienſt der Stadt Königsberg über. Insbeſondere werden der Privatſekretär 
enkmann und die Gemeindediener Färber und Kowalewski in den Dienſt 
der Stadtgemeinde übernommen; doch ſollen ihnen weitere Rechte als die in 
ihren Dienſtverträgen vom 1. Februar 1901, 1. September 1898 beziehungsweiſe 
1. April 1901 feſtgeſetzten nicht zuftehen. 
Die Übernahme des Gemeindevorſtehers Olivier erfolgt unter folgenden 
Feſtſetzungen: 

1. Er ſoll mindeſtens bis Ende 1906 in Kalthof beſchäftigt werden. 

2. Die Anſtellung erfolgt unkündbar. 

3. Für die Berechnung des dereinſtigen Ruhegehalts werden die für die 
beſoldeten ſtädtiſchen Beamten geltenden Vorſchriften, welche mit den 
Beſtimmungen für preußiſche Beamte übereinſtimmen, zu Grunde gelegt, 
wobei die im Dienſte der Gemeinde Kalthof als Gemeindevorſteher ver- 
brachte Dienſtzeit angerechnet wird. 

4. Das Dienſteinkommen beträgt, vom 1. April 1904 ab rechnend, 
1800 Mark jährlich und ſteigt nach Ablauf von je 2 Jahren um 
200 Mark bis zum Höchſtbetrage von 2400 Mark. 

5. Die ihm oder ſeinen Hinterbliebenen zuſtehende Gendarmeriepenfion 
ſoll ungekürzt bleiben. 

6. Nebenbeſchäftigungen ſollen nur nach vorheriger Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats ſtatthaft ſein. 

Wünſcht Herr Olivier aus irgend einem Grunde die Stellung nicht an⸗ 

zunehmen, ſo wird derſelbe auf Grund ſeiner Rechtsanſprüche von ſeiten des 
Magiſtrats durch einmalige Kapitalszahlung entſchädigt. 


$ 6. 
Auflöſung des Schulverbandes Kalthof. 
Die nötigenfalls im Wege des geltenden Verfahrens zu bewirkende Auf- 
löſung des Schulverbandes von Kalthof ſoll alsbald auf der Grundlage ver⸗ 
anlaßt werden „daß die Stadtgemeinde das geſamte Schulvermögen einſchließlich 
der Schulden des Schulverbandes übernimmt, die von der Eingemeindung aus⸗ 
geſchloſſenen Teile von Kalthof und Löbenicht⸗Ziegelhof durch Kapitalszahlung 
hall ihrer Anſprüche abfindet und daß die Auseinanderſetzung nach dem Ver⸗ 
I = der Zahl der Haushaltungen in dem bisherigen Schulbezirke Kalthof 


ee 


Sobald die Auflöſung des Schulverbandes erfolgt iſt, ſoll die Schule zu 
Kalthof in eine ſtädtiſche Volksſchule umgewandelt und eine angemeſſene Ein⸗ 
ordnung der Lehrerſtellen an dieſer Schule in die Geſamtheit der Königsberger 
Schulſtellen bewirkt werden. 

Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, die ſchulpflichtigen Kinder aus den 
nichteingemeindeten Teilen des Schulverbandes bis zur Begründung eines neuen 
Schulverbandes, längſtens bis zum 1. April 1908, gegen ein Schulgeld von 
2 Mark monatlich in die Kalthöfer Schule als Gaſtſchüler aufzunehmen. 


$ 7. 
Verſchmelzung des Vermögens beider Gemeinden. Stiftungen. 

Das ſämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Königsberg 
und der Gemeinde Kalthof wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem ein- 
zigen Ganzen verſchmolzen, die erweiterte Stadtgemeinde ($ 1) tritt mithin in 
alle Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Kalthof als Rechtsnachfolgerin 
ein und übernimmt insbeſondere auch den bei dem Ausſcheiden aus dem Land- 
kreis auf die Gemeinde Kalthof fallenden Anteil an den Kreisſchulden. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


§ 8. 
Regelung der Gemeindeſteuern. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden treten für den jetzigen 
Gemeindebezirk Kalthof die in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden Ab: 
gaben mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 35 Jahren bei dem 
Übergange des Eigentums von Grundſtücken, die innerhalb des jetzigen Bezirkes 
der Gemeinde Kalthof liegen, eine Grunderwerbsſteuer zu erheben iſt, die ein 
Prozent des Wertes des veräußerten Grundſtücks mehr beträgt, als die jeweilig 
in Königsberg zur Erhebung gelangende Grunderwerbsſteuer. 

Dagegen treten die jetzt in Kalthof geltenden Beſtimmungen über die 
Kommunalbeſteuerung und das Abgabeweſen außer Kraft. Ebenſo werden die 
Haushaltungen in Kalthof zur Leiſtung von Schulunterhaltungsbeiträgen für die 
Schule in Kalthof vom Tage der Vereinigung nicht mehr herangezogen. 


89. 
Übernahme der Straßen auf die Stadtgemeinde. 

Die Stadtgemeinde übernimmt die folgenden im Gemeindebezirke von 
Kalthof gelegenen Wege, ſoweit dieſelben bei der Eingemeindung gemäß den in 
Kalthof geltenden Beſtimmungen fertiggeſtellt ſind, als anbaufähige öffentliche 
Straßen, nämlich: 

a) die Königsallee (Chauſſee Königsberg-Neuhauſen bis Station 3, ), 

b) Rennparkallee, 
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e) die Kleiſtſtraße, 

d) die Kirchenſtraße, 

e) 175 nördlichen Teil der Kronprinzallee (Tannenallee) auf etwa 200 Meter 

änge, 

1) die Straße über das Grundſtück des Wohnungsbauvereins, 

g) die Olivierſtraße, 

und zwar unter der Bedingung, daß 
1. die Straßenflächen, ſoweit fie ſich noch nicht im Eigentume der 
Gemeinde Kalthof oder des Landkreiſes befinden, der Stadt⸗ 
gemeinde pfand⸗ und laſtenfrei aufgelaſſen werden, und mit der 
Maßgabe, daß 
2. alle Anſprüche der Gemeinde Kalthof an die Anlieger auf Zahlung 
von Beiträgen auf die Stadtgemeinde übergehen. 

Die etwa ſonſt noch vorhandenen unbefeſtigten Gemeindewege übernimmt 
die Stadtgemeinde zur Unterhaltung in einem den Verkehrsbedürfniſſen ent⸗ 
ſprechenden Zuſtande. 

8 10. 
Einführung der Kanaliſation und Waſſerleitung. 


Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, die Kanaliſation und 
Waſſerleitung in den im $ 9 zu a bis g aufgeführten Straßen, ſoweit ſie bebaut 
ſind, ſofort nach der Eingemeindung in Angriff zu nehmen und tunlichſt bis 
zum 1. Oktober 1905 herzuſtellen. 

Im übrigen ſoll mit der Herſtellung von Straßenkanälen und der Waſſer⸗ 
leitung in dem Gemeindebezirke Kalthof erſt vorgegangen werden, wenn die Be⸗ 
bauungsverhältniſſe dies erforderlich machen werden. 

Dabei ſoll für die landwirtſchaftlich oder zur Gärtnerei benutzten Grund⸗ 
ſtücke ein Zwang zur Einleitung der Fäkalien auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1895 jo lange nicht ftattfinden, als deren unſchädliche Beſeitigung 
auf andere Weiſe von ſeiten des Grundſtücksbeſitzers bewirkt wird. 

Desgleichen follen in dem Gemeindebezirke Kalthof Ausnahmen von der 
Anwendung des Königsberger Ortsſtatuts, betreffend die Entwäſſerung der 
ſtädtiſchen Grundſtücke, vom 30. Januar 1895 eintreten, inſofern deſſen Vor— 
ſchriften für die zum Betriebe der Landwirtſchaft oder der Gärtnerei benutzten 
Grundſtücke, ſowie für die landhausmäßige Bebauung von Grundſtücken unnötige 
Härten enthalten. 

Die vorſtehend zugelaſſenen Ausnahmen von der Anwendung des Orts⸗ 
ſtatuts vom 30. Januar 1895 gelten nur fo lange, als polizeiliche Rückſichten 
dies geſtatten. 

STE 
Übernahme der Straßenbeleuchtung und Straßenreinigung. 

Die Stadtgemeinde Königsberg verpflichtet ſich, die im § 9 zu a bis g 

aufgeführten Straßen ſowie die gepflaſterten Teile der drei militärfiskaliſchen 
Geſetz⸗Samml. 1905. (Nr. 10583.) 22 


. 


Straßen, der Radziwillſtraße (auf etwa 175 Meter) und der Pionierſtraße, wie 
bisher mit Gas zu beleuchten und ferner die Exerzierplatzſtraße (auf etwa 100 Meter) 
bis zum 1. April 1906 mit Gasbeleuchtung zu verſorgen. Die Aufrechterhaltung 
der bisherigen ſowie die Herſtellung weiterer Gasbeleuchtung ſoll jedoch auf den 
militärfiskaliſchen Straßen nur dann erfolgen, wenn der Stadtgemeinde die 
Benutzung der Straßenflächen zur Herſtellung der Beleuchtungseinrichtungen ohne 
weitere Koſten und ohne erſchwerende Bedingungen geſtattet wird. 

Bis zur Ausdehnung des Königsberger Ortsſtatuts über die Strafen- 
reinigung vom 1. Februar 1899 auf die Gemeinde Kalthof übernimmt die Stadt 
ſtönigsberg in Kalthof die Straßenreinigung in dem Umfange, wie ſolche bisher 
der Gemeinde Kalthof oblag. Die damit verbundene Abfuhr wird gleichfalls 
für Rechnung der Stadtgemeinde Königsberg beſorgt. 

Bis zum Ablaufe des dritten Jahres nach der Entfeſtigung ſollen bei Ein- 
führung eines Ortsſtatuts über die Straßenreinigung die Eigentümer unbebauter 
Grundſtücke mit keinem höheren Beitrag als 20 Pf. jährlich für das laufende 
Meter Grundſtücksfront, die Eigentümer bebauter Grundſtücke mit keinem höheren 
Beitrag als / Prozent des Gebäudeſteuernutzungswerts zu den Straßenreinigungs⸗ 
koſten herangezogen werden. Bei teilweiſe bebauten Grundſtücken ſoll derjenige 
Satz, welcher den höheren Beitrag ergibt, zur Anwendung kommen. 


§ 12. 
Ausdehnung der ſtädtiſchen Polizeiverordnungen auf Kalthof. 


Die in der Gemeinde Kalthof zur Zeit der Vereinigung geltenden orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bleiben vorläufig unverändert in Geltung; ihre Auf— 
hebung und die Erſetzung durch neue ſoll ſeitens des Magiſtrats nur inſoweit 
betrieben werden, als dies im öffentlichen Intereſſe der erweiterten Stadtgemeinde 
erforderlich wird und die landwirtſchaftlichen (gärtneriſchen) Intereſſen feiner Be— 
wohner dadurch nicht geſchädigt werden. 

Dem Rechte des Polizeipräſidiums auf Abänderung und Erlaß von 
Polizeiverordnungen ſoll damit aber nicht vorgegriffen werden. 


$ 13. 
Vorbereitungen zur Eingemeindung. Veränderungen in der Zwiſchenzeit. 

Alle zur Durchführung dieſes Vertrags und ſpeziell zur rechtzeitigen Ein⸗ 
führung der Königsberger Verwaltung, Ortsſtatuten und Steuern erfordeclichen 
Vorbereitungen verpflichtet ſich der Gemeindevorſtand zu Kalthof auf Erſuchen 
des Magiſtrats zu Königsberg ſchon vor dem Vereinigungstermin in der vom 
Magiſtrate gewünſchten Weiſe auszuführen, ſoweit dies mit den dortſeitigen 
Bureaukräften ausführbar iſt. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Gemeinde Kalthof vom Tage der Vertrags 
ſchließung ab, alle Maßnahmen zu unterlaſſen, wodurch die rechtlichen und 


ei = 


finanziellen Verhältniſſe geändert werden, auf Grund deren die vorſtehenden ver— 
tragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind. 

' Zur Aufnahme neuer Anleihen und zur Feſtſetzung neuer Fluchtlinien ift 
die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 


$ 14. 
Termin der Vereinigung. 

Diefer Vertrag tritt vorbehaltlich der Zuftimmung im $ 13 mit dem 
geſetzlich feſtzuſetzenden Termine für die Abänderung der Grenzen des Stadt— 
und Landkreiſes Königsberg in Kraft. 

Er tritt außer Kraft, wenn die Eingemeindung nicht bis zum 1. April 
1905ĩ erfolgt. 

§ 15. 

Als Gemeinde Kalthof gilt, mit Ausnahme der Vorſchriften in den 
§ 5, 7 und 13 Abſatz 2, nur derjenige Teil der Gemeinde Kalthof, welcher 
nach § 1 dieſes Vertrags der Eingemeindung unterworfen werden ſoll. 


Genehmigt durch den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 
22. November 1904 Nr. 964. 


Königsberg i. Pr., den 24. November 1904. 


Magiſtrat Königlicher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Sieger) Körte. Kunckel. 


Vollzogen auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 7. November 1904. 
Kalthof, den 30. November 1904. 


Olivier, Gemeindevorſteher. 
Kleiſt, Schöffe. G. Greifenhagen, Schöffe. 


(Siegel.) 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtelungen auf einzelne Stücke der Geſetz Sammlung find an das Königl. Geſetzzammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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